
Shit happens.

Shit happens
Pro Viertelstunde wird in der Schweiz eine illegale
Hand lung wegen Umgangs mit THC-Pro duk ten von
der Polizei registriert: weil jemand Hasch konsu -
miert, weil jemand Gras besitzt. Jedes Jahr werden
anschliessend zehn tau sende Bus sen we gen Kif -
fens, wegen Umgangs mit Cannabis erstellt. 

42 Fragen und Antworten
Wie viele Verzeigungen gibt es? Was passiert, falls
die Polizei mich beim Kiffen überrascht? Wie soll ich
mich bei einer Befragung ver halten? Was für eine
Stra fe bekomme ich? Was sind meine Rechte in die -
sem Verfahren? Wo bekomme ich etwas zu kiffen?
Wieso sind die Hanfläden verschwunden? Darf ich
bekifft Auto fahren? Was kann man mit einem THC-
Test messen? 
Auf diese und viele weitere Fragen geben wir Ant -
wor ten in dieser Broschüre.

Alles über THC und §§§
Auf den folgenden Seiten gibt es also Informationen
über Hanf und Recht: Tipps gegen die Repression
und Tipps für deine Sicher heit. Im Zentrum stehen
die Fra gen, die in unseren Rechtsberatungen am
häufigsten gestellt werden.

Das Betäubungsmittelgesetz BetmG 
wurde revidiert
Seit dem 1. Juli 2011 sind einige geänderte und
neue Bestimmungen in Kraft. Deshalb haben wir
unsere Rechts hilfe broschüre teilweise überarbeitet
und die Neue run gen in diese achte Auflage inte -
griert. Die wichtigsten Bestimmun gen sind aller -
dings die selben geblieben.

Weitere Auflagen folgen
Zurzeit geben wir die Broschüre im Eigendruck he -
raus. Sobald alle Details der Revision juristisch
definitiv geklärt sind, folgt der Off set druck. Stellen,
die zurzeit noch nicht ganz klar sind, sind cyan
eingefärbt.

Auflage 8.1

But it’s better 
to smoke it!

Impressum
«Shit happens. But it’s better to smoke it!»
Rechtshilfebroschüre über den Umgang mit THC
Auflage 8.1
Herbst 2011
Gültig seit...
...die Teilrevision des BetmG in Kraft ist (1.7.2011)
Herausgeber 
Verein Legalize it!, Postfach 2159, 8031 Zürich
Internet, E-Mail
www.hanflegal.ch, li@hanflegal.ch
Realisation, Bilder, Text und Layout
Sven Schendekehl, sven@hanflegal.ch
Bilder, Grafiken und Korrekturen
Fabian Strodel, fabian@hanflegal.ch
Unter stütz  ung
Mit Hilfe, Infos, Spenden und Kritik von vielen enga -
gierten kiffenden und nicht kiffenden Menschen
Druck
Eigendruck, Offsetdruck in Planung
Preis
12 Franken (für Mitglieder 6 Franken)
Copyright
Unsere Inhalte laufen unter den Be stim mungen der
Cre a tive Commons Lizenz «Namens  nennung (Ver -
ein Legalize it!, www.hanflegal.ch), nicht kommer -
ziell, keine Bearbeitung»

Seite 1

Wir sind auf Spenden angewiesen
Nur dank unserer Mitglieder, Spenderinnen und
Spendern gibt es die wöchentlichen Rechts bera -
tungen – und auch die Herausgabe unserer Rechts -
hilfebroschüre wäre ohne sie undenkbar. Des halb
bitten wir dich, dich ebenfalls zu den Unter stützen -
den zu gesellen. Unser Post konto nimmt gerne
Spen den entgegen. Je mehr du uns unterstützt,
desto mehr gute Projekte können wir realisieren.
Vielen Dank für deine Mithilfe.
Verein Legalize it!, Postfach 2159, 8031 Zürich
Postkonto 87-91354-3

«Shit happens» bestellen
Du kannst weitere Bro schü ren be stellen – ideal, um
sie deinen Freunden und Freun   dinnen zu schenken:
Exemplare sind für 12 Franken (Mitglieder 6 Fran -
ken) zu haben. Bitte zahle den entsprechenden
Betrag auf unser Postkonto 87-91354-3 ein. Ach -
tung: Bitte deine Adresse leserlich schreiben! Wir
senden dir die gewünschten Exemplare innert 14
Tagen zu. Weitere Informationen zum Thema THC&
Recht fin dest du in unserem Wiki. Schau dort, was
wir an Informationen zusammengetragen haben: 
www.hanflegal.ch

Rechtshilfe
Wenn noch Fragen offen geblieben sind oder du
vertiefende Informationen möchtest – ruf uns an,
schick ein Mail oder komm vorbei. Zurzeit sind alle
Infos in rund 22 Ordnern und auf www.hanflegal.ch
abgelegt. Wir sind sehr inte ressiert an deinen Erleb -
nis sen und Doku menten (Strafbe feh le, Ge richts  un -
ter lagen, Kor res  pon denz, etc.). Bei grösseren Frage -
stellungen können wir gerne einen Termin in unse -
rem Büro in Zürich abmachen.
rhb@hanflegal.ch oder 
jeden Freitag, 17 bis 19 Uhr, 044 272 10 77 

Dies ist die achte Auflage
Über 30’000 Exemplare konnten wir mit den ersten
sieben Auflagen seit 1996 unter die Leute bringen.
Und die Reaktionen zeigen uns, dass es unsere
Rechts   hilfe broschüre auch nach 15 Jahren nach
wie vor braucht. Denn viele wissen nichts oder nur
Halbwahrheiten über den recht li chen Status von
Hanf und THC. Diese Wissens lücke soll unsere Bro -
schüre rund um die Ge set ze und die Re pression
gegen Hasch und Gras, die wir alle paar Jahre her-
ausgeben, schlies sen. Ein Offset druck dieser Auf -
lage ist in Planung.
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Ist das Kiffen
immer noch 
nicht legal?

Es gibt keine Revision in unserem Sinne
Viele Jahre lang hatten die Fachpersonen, die Ver -
waltung, die Kom mis sio nen und unser Parlament
über einer Ände rung des Betäubungsmittel ge set -
zes gebrütet – mit Verbesse run gen im Cannabis -
bereich. Doch der Nationalrat beerdigte im Juni
2004 die ganze Ar beit vorerst ohne neue Vor -
schläge. Damit blieb das Gesetz so, wie es seit 1951
ge schrieben steht. Auch die Hanf-Initiative, die als
Reaktion auf diese Ablehnung gesammelt wurde,
konnte daran nichts ändern. Sie wurde Ende 2008
von den Stimmenden verworfen.

Die Teilrevision ist zu Stande gekommen
Nach dem Scheitern der Revision wurde eine Teil -
revision angegangen. Diese kam dann wirklich zu
Stande und wurde Ende 2008 von 68 Prozent der
Abstimmenden gutgeheissen und trat am 1. Juli
2011 in Kraft. Viel Positives gab es zu unserem Ge -
nuss mittel allerdings nicht, im We sentlichen blieb
im THC-Bereich alles beim Al ten. Hauptsächlich
betreffen uns die Strafverschärfung bei der Weiter -
gabe an Jugendliche und die Ände rung der Defi -
nition eines THC-Betäubungs mittels.

Weit verbreitetes Genussmittel
Haschisch und Gras sind die am wei testen ver brei -
teten illegalen Ge  nuss mit tel. Mehr als 600’000
Hanfgeniessende leben und kiffen in der Schweiz.
Über 40’000 THC-Bösewichte zeigen die Polizeien
der Schweiz pro Jahr an. Das be deu tet, dass jedes
Jahr über sechs Prozent der THC-Geniessenden mit
dem Gesetz in Kon flikt kommen.
Trotzdem ist das Kiffen für viele Men schen etwas
Alltägliches, Nor males geworden. Etwas jedenfalls,
das mit Kriminalität nichts zu tun hat. Auch wenn es
viele Vorbehalte und auch Vorurteile gegenüber
dem kiffenden Völklein gibt, ist es doch in breiten
Kreisen geduldet.

Gesetz und Realität klaffen auseinander
Die Schere öffnet sich von Jahr zu Jahr mehr:

Einerseits schreitet die Verbreitung des Kiffens
weiter vo ran und ebenso die Einsicht vieler Leute,
dass die Probleme beim Konsum von Hasch oder
Gras im Verhältnis zu denen des Alkoholkonsums
viel geringer sind. Andererseits gilt das – äusserst
strenge – Betäubungs mittel gesetz nach wie vor und
ermög licht die Verfolgung der Konsumierenden, der
Pro duzie renden und der Handel treibenden.
Es wäre also Zeit, die Schere zu schliessen und das
Gesetz der Re a lität anzupassen. Doch bis dies ge -
schehen wird, wird es weiter pas sieren: Verzei -
gungen, Be schlag nah mungen, Bussen, Gefängnis.

Und dann passiert es doch
Tja, und eben: Wenn du von der Polizei kontrolliert
wirst, dann stehst du wahr schein lich ziemlich be kifft
und er schrocken da. Nun ist es gar nicht so einfach,
alles im Griff zu haben. Dabei müsstest du gerade
jetzt ruhig und überlegt handeln! Die näch sten Sei -
ten sol len ein paar Grund  lagen liefern: ve rständlich,
prak   tisch. 
Da mit möglichst viele THC-Geniessende vorbereitet
sind, denn: Shit happens – Scheisse passiert halt. Es
gibt immer wieder Kiffende, die sich mit ihrer Aus -
sage tiefer in den Schlamassel reingeritten haben,
als unbedingt nötig ge wesen wäre. Wir können das
Gesetz nicht so schnell aus der Welt schaffen, aber
wir können lernen, besser damit umzugehen.

Wir wollen kiffen dürfen
Wichtig ist uns: Das Verbot ist absurd. Wer kifft,
schä digt nie mand Anderen, al len falls sich selbst .
Damit gibt es keine ver nünf tige und auch keine
ethi sche Grund lage für ein generelles Kiffver bot.
Nie mand hat die Legi timation, ein sol ches Verbot
auszusprechen. Aber manch         mal halt die Macht, es
durch   zusetzen. 
Wer mehr weiss, kann besser mit der Repression
umgehen. Dazu will diese Broschüre ihren Beitrag
leisten. Jetzt sind wir bereits bei der achten Auf lage
angelangt – hier ein hanfiger Dank an alle, die die
Realisierung ermöglicht haben.
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Wie kommt es zu
einer Verzeigung?

Die Repression fährt ein
Vorstellen können es sich viele Kiffende nicht, dass
sie heute immer noch wegen eines Joints ver zeigt
werden. Und wenn es dann passiert, ist die Über-
raschung gross: «Gopf, letschthin bin ich da so am
kiffä und dänn händ’s mi doch tatsächli usegnoh. Und
jetzt, hüt händ’s mir ä Buess gschickt. Zwei hundert -
einesiebezg Stutz söll i zahle. Für en Joint und es
Rauchi. Dörfet die das?» So fragte Roger in unserer
Rechtsberatung, als er von seiner Verzei gung er -
zähl te. Bevor ich seine Frage beantwortete, erzählte
mir Roger, was sich abgespielt hatte.

Eine Polizeikontrolle
«Also, ich war grad auf der Gasse, ein Piece kaufen.
End lich hatte ich etwas gefunden für 20 Franken,
viele wollen ja keine kleinen Mengen verkau fen. Dann
wollte ich es natürlich unbe dingt testen. Ein paar
Strassen weiter kenne ich ei nen Park, in dem ich
schon oft gekifft habe. Es hat nicht so viel Volk dort
und liegt etwas abseits. Also drehe ich da mei nen
Joint und als ich nach dem Drehen wieder aufschaue,
sehe ich, wie zwei Männer ent schlos senen Schrittes
auf mich zukommen. Einer ruft: «Poli zei, was machen
Sie denn da?» Am liebsten hätte ich ihm ja gesagt:
«Ich teste jetzt dann grad mein neues Piece!» Aber
irgendwie ging das ja auch nicht und ich überlegte
fieberhaft, wie ich aus dieser unge müt lichen Situation
herausfin den könnte. Aber ich hatte kei ne Chance,
schon waren sie bei mir, einer hielt mir einen Ausweis
unter die Nase, dann nahmen sie mir meinen frisch
ge bauten Joint weg und steckten ihn in eine Plastik -
tüte, durchsuchten mich, fanden in der Jacken tasche
den Rest mei nes Stücks Hasch. Das kam auch in eine
Tüte, nur halt in die der Polizei. Dann über prüften sie
meinen Aus weis per Funk und schliess  lich kramten
sie so einen Zettel her vor. Sie sagten, ich müsse auf
diese Fra gen ant worten. Da bei weiss ich, dass ich
nicht einfach alles sa gen muss. Hab ich dann auch
nicht. Ich habe denen nur ge sagt, ich wollte eins kif-
fen und hab das Piece grad vorher auf der Gasse von
einem unbe kann ten Typ ge kauft. Dazu gab ich noch

mei ne Per so na li en an und das wars. Sie bohrten
zuerst noch et was nach, einer murmelte was von
«vielleicht sollten wir ihn mitnehmen», aber schliess -
lich liessen sie mich laufen. «Eine Busse folgt dann»,
er klärten sie mir zum Abschied. Irgendwie glaubte ich
das ja nicht. Irgend wie sah das Gan ze mehr wie ein
Überfall aus, als wie eine Polizei kon trolle, dach te ich.
Aber heute flattert mir ein Bussen bescheid herein.
Ich hät te ja nie ge dacht, dass auch noch im neuen
Jahrtausend Bus sen wegen Kiffens ausgestellt wer-
den». 

Viele, viele Verzeigungen
Soweit Roger mit seinen Er leb nissen. Und Roger ist
kein Einzel fall, sondern einer von zehntausenden
Kif fenden, die jedes Jahr drankommen, wie wir an
einem zweiten Beispiel zeigen wollen:
Ein Telefon im Sommer. Eine jüngere Frau ruft an,
ziemlich erbost. Sie war mit einer Kollegin und
deren Baby am See. Die beiden Frauen kifften eins
und die Polizei ertappte sie dabei. Sie hatte ein
Gramm Gras dabei, die Kollegin dreissig Gramm.
Die Polizei be schlag nahmte die beiden Säck chen.
Das ist ja soweit Alltag in der Schweiz. Als die bei-
den Frauen je doch die Beantwortung der poli zei -
lichen Fragen zu ihrem Konsum (wie viel, wie oft, wo
gekauft) nicht beantworten und ihr Recht auf
Aussageverweigerung wahrneh men wollten, wur-
den sie von der Polizei aufs Übelste beschimpft. Die
Polizei drohte damit, einen Kastenwagen zu rufen
und sie auf den Posten zu bringen, ja sie drohten
sogar mit Gefängnis, wenn die beiden Frau en weit-
erhin keine Aussage ma chen würden. Angesichts
des Ba bys sagten dann die beiden Frauen halt aus.
Und belasteten sich damit mehr als unbedingt nötig.
Dieses Beispiel zeigt wieder einmal, wie schwierig
es ist, die Aussage zu verweigern.
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In anderen Kantonen sehen diese Protokolle anders aus, aber Sinn und
Zweck dahinter sind gleich. Die Polizei will die Grundlage für die
Bestrafung erfassen. Auf der nächsten Seite folgen ein paar schlaue
Antworten.

Allgemein: Versuch, höflich und ruhig zu
bleiben, auch wenn die ganze Sache völ-
lig bescheuert und zutiefst ungerecht ist.
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Wie sieht eine
Strafe wegen 
Kiffens aus?

Die Strafe folgt auf die Verzeigung
Die polizeilichen Verzeigungen führen in den aller-
meisten Fällen zu einer Busse, wie wir sie auf den
nächsten Seiten darstellen. 
Auf dieser Seite zeigen wir zwei sehr verschiedene
Strafbe scheide, an denen wir exemplarisch die Brei -
te der möglichen Bestrafung aufzeigen können. 
Denn je nach Region und je nach Aussage können
extrem unterschiedliche Strafen folgen.

Oberer Strafbefehl: viel zugegeben
Sie hatte eigentlich nur ein Gramm Gras dabei, als
sie kontrolliert wurde. Doch dann sagte sie weiter
aus, dass sie etwa drei Joints im Monat rauche, pro
Jahr für etwa 60 Franken kaufe und davon auch ab
und zu gratis Befreundeten abgebe. Diese Aussa -
gen genügten dem Richter, um ihr dafür drei Tage
Gefängnis (heute Freiheitsstrafe, bzw. Geldstrafe),
bedingt auf zwei Jahre, sowie rund 300 Franken
Kosten aufzubrummen. Sie ist jetzt vorbestraft, da
eine Freiheitsstrafe/Geldstrafe immer im Strafregis -
ter eingetragen wird. Es empfiehlt sich wirklich, nur
das zuzugeben, was eh offensichtlich ist. Gibst du
mehr zu, dann kann das alles zusammengerechnet
wer  den und in solchen Strafen wie der rechts oben
enden. Vor allem wenn du Weitergabe (auch unent-
geltlich!) zugibst, auch wenn es nur um ein «Rauchi»
geht.

Unterer Strafbefehl: wenig zugegeben
Er hatte zwei Gramm Hasch dabei, als er kontrolliert
wurde. Aber er hat nur sehr seltenen Konsum zu -
gegeben. Und das Oberwallis ist bereits weniger
repressiv (obwohl es ja im gleichen Kanton passiert
ist!). So hat er nicht einmal eine Busse, sondern nur
eine Verwarnung bekommen und ist nicht vorbe-
straft. Deshalb: Was sie auf dir finden, das kannst
du zugeben. Und sonst so wenig wie irgend möglich
gestehen. Auch wenn die Polizei sagt, sie wolle all
die Angaben nur für ihre Statistik und die Busse
werde nicht höher: Gib ihnen die Informationen
nicht. Sie haben es nicht verdient.
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Was soll ich 
der Polizei
antworten?

Die Polizei braucht Beweise
Je mehr Konsum du zugibst, desto häufiger hast du
gegen das Betäubungsmittelgesetz verstossen.
Wenn du nur den Joint zugibst, den du grad
rauchst, wenn sie dich kontrollieren, dann gibst du
genau einen einmaligen Konsum zu. Dieser kann
straffrei ausgehen. Mehrfacher Konsum hingegen
wird meistens bestraft. Es ist gar nicht so einfach,
bei ei nem Polizeiverhör zu schweigen. The o retisch
scheint es einfach zu sein: einfach nichts sagen.
Aber in der konkreten Situation – du allein mit
diversen Beamten, die dich böse anschauen –, sind
schon viele Kiffende zu Plaudertaschen ge worden
und haben ihr Umfeld mit hineingezogen. Deshalb:
Versuch, zu schwei gen!

Hier ein Überblick über die heikels ten Punkte
bei der Befragung – es ist anstrengend und
gar nicht angenehm, aber man muss es ernst
nehmen!
1 Deinen Beruf musst du nicht an geben, auch nicht,
ob du eine Schu le besuchst.
2 Zu diesen Angaben bist du ver pflichtet: Name,
Vorname, Ge burts  da tum, Wohnadresse. Die Ant -
wort zu allen anderen Fragen darfst du verweigern!
3 Sind die Eltern noch fähig, für ihre Kinder zu sor-
gen? Je nach Region kann es auch für kiffende
Eltern Probleme geben.
4 Wenn du der Polizei sagst, du seist schon einmal
gebüsst worden, ist es für sie ein Leichtes, dir eine
höhere Busse zu geben (we gen wiederholter
Straffällig keit). Sonst müssen sie diese Ab klä run gen
selber machen.
5 Die letzten drei Jahre können zusammengerech-
net werden!
6 Wenn du einen Preis sagst, ist klar, dass du
gekauft hast und das Gekaufte nachher be ses sen
hast. Kaufen und Besitzen sind jedoch immer straf-
bar, der blosse Konsum kann straffrei ausgehen. Ein
leich ter Fall ist bei Besitz fast unmöglich. Besitz für
Eigenbedarf kann der Polizei rich ter bis auf drei Jah -
re zu sam menrechnen. 

7 Je mehr Konsum du zugibst, desto häufiger hast
du gegen das BetmG verstossen, desto höher kann
die Busse ausfallen.
8 Nein ist eine gute Antwort!
9 Tja, jetzt wollen sie deinen Dealer kennenlernen.
Aber das willst du ja nicht? Wäre halt schon besser
gewesen, «nein» zu antworten...
10 Mindestens drei Jahre in die Vergan genheit.
11 Falls du sehr wenig verdienst, kann die Busse
tiefer ausfallen.
12 Überprüfe hier genau, dass die Beamten nichts
Falsches auf schrei ben. Gras ist nicht gleich Hasch,
auch wenn es kein Feld zum Ankreuzen gibt.
13 Auch hier genau aufpassen, dass beschlag -
nahmtes Geld oder andere Gegenstände hier wirk-
lich aufgeführt werden – nur dann hast du eine
Chance, sie wieder zurückzubekommen.
14 Probleme mit dem Führerausweis bekommen
alle Menschen, die einigermassen regelmässig kif -
fen.
15 Mit deiner Unterschrift wird aus diesem Blatt
deine Aussage. Des halb: Genau durchlesen, Kor -
rek tu ren durchsetzen und erst dann un terschreiben.
Auch wenn es etwas länger dauert.
16 Versuch, dir den Namen des Beamten zu mer -
ken. Ebenso solltest du deine Aussage gleich nach
der Befragung aufschreiben, so lan ge du dich noch
gut daran erinnern kannst. 
Du erhältst normalerweise keine Kopie des Pro -
tokolls. Versuch, eine Kopie zu bekommen.

Akteneinsicht
Spätestens sobald das Verfahren beendet ist,
kannst du Akteneinsicht verlangen und alle Doku -
mente einsehen, die die Behörden über dich und
deine illegalen Handlungen erstellt und gesammelt
haben. Manchmal ist die Erstellung der Kopien
gratis, manchmal verlangen die Behörden dafür
einen Unkostenbeitrag. Es lohnt sich jedoch immer,
genau zu wissen, was vorliegt und ob allenfalls ein
Rekurs gegen die Strafe sinnvoll wäre.
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Wie sehen 
Bussen wegen
Kiffens aus?

Zu über 90% sind es Bussen
Zwischen den beiden Extrembeispielen, die wir auf
der Seite 7 dargestellt haben, gibt es viele weitere
Zwischenstufen in der Schwere der Bestrafung.
Rechts siehst du Standardbussen aus Zürich,
Luzern, Horgen und der Waadt. Meistens liegt der
Bussen betrag zwischen 100 und 700 Franken. Dazu
kommen noch die Schreib-, Spruch-, Zustell- und
sonstige Gebühren, welche nochmals 25 bis 350
Franken ausmachen. Solche Bussen werden täglich
zu Dut zenden ausgestellt.

Unterschiedlichste Bussenhöhen
Als weitere Information hier eine Zusammen stel -
lung der Bussenhö hen aus unserem Archiv: 340
Fran ken, 212.50 Franken, 215 Franken, 451 Franken,
591 Franken, 230 Fran   ken, 495 Franken, 189 Fran -
ken, 100 Franken usw. Es werden also die verschie -
densten Bussenhöhen ausgesprochen. 
Dabei kommt es auch nicht auf die gefundene
Men ge an, sondern viel mehr darauf, ob du für dich,
für deinen Eigenbedarf, besitzt, oder ob du auch
Material weitergegeben oder gar verkauft hast. Die
beiden Bussen gleich rechts beziehen sich einmal
auf wenige «Rückstände» (oben), einmal auf über 2
Kilo (unten) – doch der Bussenbetrag ist bei beiden
100 Franken! Denn es ging immer um Eigen konsum
und es war jeweils die erste Verzeigung.
Die Busse aus Obwalden (ganz rechts unten) ist mit
700 Franken so hoch, weil der Kiffende sieben Jahre
Konsum zugegeben und einen bösen Richter hatte.
Die Bussen auf dieser Seite beziehen sich auf die
erstmalige Verzeigung. Wer mehrmals verzeigt wird,
hat immer höhere Strafen zu gewärtigen (siehe
auch Seite 11).

Schick uns deine Dokumente
Auch an deinem Straf befehl sind wir sehr inte res -
siert. Nur so können wir die aktuelle Repression
einschätzen. Mach bitte eine Kopie (oder Scan) und
sende sie uns (rhb@hanflegal.ch oder Legalize it!,
Postfach 2159, 8031 Zürich). Vielen Dank!

Seite 8

Busse 100.–, Total 258.– Busse 300.–, Total 650.– Busse 400.–,Total 768.–
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Was passiert 
beim zweiten
Erwischt werden?

Die lokale Polizei speichert alle Bussen
Wenn jemand in einer Gegend (zum Beispiel in der
Stadt Zürich oder in einem Aargauer Bezirk) eine
Busse wegen Kiffens bekommen hat, so wird diese
Busse beim zuständigen Amt gespeichert. Wenn
dieselbe Person in derselben Gegend wieder aufge-
griffen wird, erhält sie normalerweise eine höhere
Strafe. Die Reihe in der Stadt Zürich ist laut Stadt -
richteramt folgende: Beim ersten Mal gibt es 100
Fran ken Busse (plus Gebühren macht das dann
258, siehe Seite 8), beim zweiten Mal 200 Franken
Busse (plus Gebühren ergibt das 438 Fran ken),
beim dritten Mal 300 Franken (plus Gebühren
kommt man so auf 578 Franken). Nach dem fünften
Mal wird das Dossier dem Statthalteramt überwie -
sen. Dieses kann Bussen bis 5’000 Franken aus -
spre  chen. Es soll Menschen geben, die bereits über
zehn Mal verzeigt wurden. 

Die Polizeien wissen 
voneinander (noch) nichts
Wenn nun aber jemand mal in diesem Bezirk, dann
in jener Stadt, dann in einem anderen Kanton
verzeigt wird, so bekommt er jeweils die Busse für
ein erstes Mal. Ausser er antwortet auf die Frage
der Polizei, ob man denn schon früher Bussen
bekommen habe, mit Ja. Dann ist es für das
Stadtrichteramt (die büssende Behörde heisst in
den verschiedenen Gegenden der Schweiz jeweils
anders) einfach, einem eine höhere Busse reinzu-
drücken. Deshalb sollte man auf eine solche Frage
der Polizei nicht antworten oder halt lügen. Denn
meistens macht die Polizei keine langwierigen
Abklärungen quer durch die Schweiz, ob jemand
mal irgendwo eine Busse bekommen hat. Hier lohnt
sich das Schweigen wirklich. (Eine Ausnahme ist
natürlich, wenn jemand ins gesamtschweizerische
Strafregis ter eingetragen wurde – mehr dazu auf
Seite 12).

Wer wird häufig mehrfach erwischt?
Hauptsächlich werden Menschen verzeigt, die in

der Öffentlichkeit kiffen oder spezielle Merkmale
auf weisen (freakige Kleidung, penetranter Grasge -
ruch, dunkle Hautfarbe, ausländisches Aussehen).
Solche Kiffende bringen es je nach dem auf meh -
rere Bus sen pro Jahr. Da die Intensität der polizeili -
chen Kon trollen jedes Jahr grösser wird, kann man
daran nichts ändern (siehe auch Seite 19).
Daneben gibt es auch noch den Kommissar Zufall.
Auch wer nicht dem oben beschriebenen Bild ent -
spricht, kann von der Polizei kontrolliert werden.
Zum Beispiel, weil sie nichts besseres zu tun hat.
Oder weil man jemandem ähnelt, der polizeilich
gesucht wird. Oder weil ein Wasserschaden beim
Nachbar oben die Feuerwehr dazu bringt, in deine
Wohnung einzudringen und dort einen Klumpen
Hasch findet. Oder weil jemand bei dir einbricht und
die Polizei vor dir in deiner Wohnung ist und Kiff -
utensilien entdeckt. Und und und... Der Möglich -
keiten sind viele, aber sicher ist: Shit happens!

Was passiert, wenn man die Busse 
nicht bezahlt?
Wer eine Busse nicht bezahlt, wird zunächst ge -
mahnt. Hilft das nicht, dann kann ein Gericht die
Busse in Haft umwandeln. Dabei gelten meist 100
Franken als ein Tag. Dieser Prozess dauert jedoch
recht lan ge und kostet den Staat einiges (jeder Tag
Haft kostet mehrere hundert Franken). Deshalb
lassen es einige hartgesottene Kiffende darauf an -
kommen. (Und gelegentlich lassen die Behörden
den Straf voll zug wegen Überlastung auch bleiben –
aller dings sollte man sich darauf nicht verlassen.) 
Die Gebühren einer Strafe können nicht in Haft um -
gewandelt werden. Für diese kannst du jedoch be -
trie ben werden. Doch wer nichts besitzt, muss sie
nicht zahlen. Bei den anderen kann der Betrei -
bungs   beamte Gegenstände pfänden.

Seite 11

Wie viele Verzei -
gungen erstellt
die Polizei?

Neue Statistik vom BFS
Seit zwei Jahren gibt nun das Bundesamt für Sta -
tistik BFS die Zahlen zur Cannabis repres sion he -
raus. 
Die neue Unterscheidung zwi schen Übertretung
und Verzeigung macht mehr Sinn – die erstere wird
mit Busse und Ge bühren (Total ein paar hundert
Franken) bestraft, während die zweite zusätzlich mit
Geld strafe/Tagessätzen oder Frei heits stra fe so wie
einem Eintrag im Strafre gis ter ge ahn det wird.

Probleme der neuen Statistik
Es gibt nun sehr viele Kategorien (Cannabis, Hanf
(Jungpflanze), Hanf (Pflanze getrocknet), Hanf
(Pflanze frisch), Haschisch, Ma ri huana, Haschischöl
und Hanfsamen). Doch sind die meisten praktisch
«leer»: Das heisst, die beiden Kategorien Haschisch
und Mari hu ana enthalten den Löwenanteil. Da her
ha ben wir uns entschlossen, die ande ren Ka te -
 gorien diesen beiden anzuhängen. Gras bedeutet
bei uns also: Cannabis, Hanf (Jung pflanze), Hanf
(Pflanze getrocknet), Hanf (Pflanze frisch), Mari -
huana und Hanf samen. Hasch umfasst bei uns:
Haschisch und Haschisch öl. (Für Details siehe
Legalize it! 52.)

Offene Frage
Es gibt allerdings noch eine Kategorie «Meh   rere
Substanzen». Hier sind wohl auch diverse reine
Hanffälle verzeichnet (zum Bei spiel jemand, der mit
Hanfsamen und Ma rihuana erwischt wurde). Trotz
mehrmaligem Nach fragen sah sich das BFS ausser
Stande, diese, doch recht gut gefüllte, Kate gorie für
uns aufzuschlüsseln. Es kann da her gut sein, dass
jeder Balken bei den Über tretungen noch ein paar
tausend Fälle höher wäre, als wir ihn darstellen.

Ordnungsbussen
Die Ordnungsbussen, die vor allem in St. Gallen und
Neuenburg eine Rolle spielen, sollten in diesen
Zahlen ebenfalls nicht enthalten sein und machen
wohl nochmals ein paar hundert Fälle pro Jahr aus.

Vergleich 2009 zu 2010
Wenn wir die beiden neuen Jahrgänge miteinander
vergleichen, stellen wir Steige run gen von 7-8% bei
den Übertretungen und von rund 5% bei den
Vergehen fest (siehe Seite 28). 
Das Aus mass der Repression ist auch in absoluten
Zahlen beachtlich: Sie betraf 2010 über 35’000
Menschen bei den Übertretungen und über 7’000
Men schen bei den Verge hen (siehe Seite 28). In
einem Jahr. Das ist enorm.
.
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Was passiert mit
beschlag nahmten
Material?

Die Polizei darf nur beschlagnahmen
Wenn die Polizei Material findet, das sie für illegal
hält, dann darf die Polizei solche Gegenstände (Ha -
schisch, Gras, Joints, Pfeifen, Mischschalen, Hanf -
pflanzen usw.) beschlagnahmen. Das heisst, sie
nimmt diese Gegenstände zu sich, versieht sie mit
einer Nummer und lagert sie. Ob sie nun wirklich
illegal sind oder ob sie eventuell doch legal sind
(und zurückgegeben werden müssen), darf die
Polizei nicht entscheiden. Sie darf nur solches Ma -
te rial sicherstellen.

Ein Gericht muss entscheiden
Erst die nächste Instanz darf dann entscheiden, ob
diese Materialien legal oder illegal sind. Bei grös -
seren Fällen ist das ein Gericht, bei kleineren (zum
Beispiel bei einem Joint und einem Rauchi) ist es
meistens der Polizeirichter, der über die Zukunft
dieser Dinge entscheidet. Der Polizeirichter kann
auch Stadtrichter, Statthalter, Einzelrichter, Unter -
suchungsrichter heissen (dies ist in der Schweiz
sehr unterschiedlich). Wenn er entscheidet, dass
das Gefundene legal ist, so verfügt er, dass man es
zurückbekommt. Entscheidet er, dass die Sachen
illegal sind, zieht er sie definitiv ein und weist die
Beamten an, das Material zu vernichten.

Ab in die Kehrichtverbrennung
Die Polizei führt diesen Vernichtungsauftrag aus,
indem sie zu (hochgeheimen) Zeitpunkten all das
gefundene Hasch, Gras, die Utensilien und Hanf -
pflanzen in die Kehrichtverbrennungsanlagen
trans     portiert. Ein kleiner Teil wird jedoch auch für
die Ausbildung der Polizisten verwendet. Und auch
die Polizeihunde, die als Drogenspürhunde ausge-
bildet werden, brauchen natürlich Versuchsmaterial.

Gelegentlich wird auch etwas gestohlen...
Vor allem bei grösseren Beschlagnahmungen kann
es vorkommen, dass die Polizei grosse Räum lich -
keiten einrichten muss, um all das Gras oder die vie-
len Hanfpflanzen unterzubringen. Denn diese Mate -

rialien müssen gelagert werden, bis das Urteil
rechts   kräftig ist (deshalb möchten die Behörden in
Zukunft erreichen, dass ein Richter schon vor dem
definitiven Urteil eine Ver nichtung anordnen kann). 
Im Oktober 2003 lagerte die Polizei im Tessin hun-
derte Kilogramm Gras in einem ehemaligen Mu -
nitions depot. Dieses wurde dann ausgeraubt, was
in der Bevölkerung für einigen Spott sorgte: Die
Diebe mussten immerhin fünf Panzertüren auf-
brechen. Die Polizei konnte aller dings das Gras wie -
der auffinden und die Diebe verhaften. Doch stellt
sich natürlich die Frage, ob nicht Beamte der Polizei
den Dieben einen Wink gegeben hatten.

...oder selber verkifft
Übrigens: Wenn ein Polizist jemandem einfach das
Gras oder das Hasch-Piecli wegnimmt, ohne eine
Verzeigung zu machen, dann kann man ziemlich
sicher sein, dass der Polizist dieses selber verraucht
oder weiterverkauft. Das ist zwar ein strafbares
Verhalten des Polizisten, aber da es keine Beweise
gibt, kann man nichts tun. Wenn ein Polizist keine
Verzeigung machen will (weil er Besseres zu tun
hat, als den Kiffenden nach zujagen) und trotzdem
sau ber handeln will, muss er verlangen, dass das
Gras oder der Hasch in einen Gully geworfen wird.
Dann kann es niemand mehr ver kiffen.

Seite 13

Wann komme ich
ins Strafregister?

Übertretung oder Vergehen?
Konsum und Handlungen für den Eigenkonsum
(Kauf, Besitz, Anbau etc.) gelten nach BetmG als
Übertretung. Alle anderen Hand lun gen wie Weiter -
gabe, Verkauf und Ähnliches gelten als Vergehen.
Eine Strafe wegen eines Verge hens wird immer im
Strafregister eingetragen. Eine Strafe wegen einer
Übertretung jedoch wird normalerweise nicht ein -
getragen.
Auch hier wieder: Die Unterscheidung zwischen
Übertretung und Vergehen ist absolut zentral. Wenn
die Tarnung nichts gebracht hat und die Polizei
doch auf dich aufmerksam geworden ist, ist das
Wichtigste, die illegalen Handlungen als Übertre-
tung darzustellen und auf keinen Fall als Vergehen.
Also möglichst niemals Weitergabe zugeben (auch
nicht gratis), niemals mit unter 18-Jährigen gemein-
sam konsumieren (auch wenn diese den Joint bau -
en!), keinen Handel betreiben. 
Die Menge des Gefundenen spielt keine wichtige
Rolle. Entscheidend ist: Ist das Illegale für dich?
Oder auch für andere? Ersteres ist eine Übertre-
tung, Letzteres ein Vergehen. Es werden praktisch
nur Vergehen im Strafregister verzeichnet. Der Ein -
trag erfolgt, sobald das Urteil rechtskräftig gewor-
den ist (hängige Verfahren erscheinen also auf dem
Auszug nicht).

Wie bekomme ich einen Strafregisterauszug?
Jeder und jede hat das Recht, einen Straf  register -
auszug zu verlangen, jedoch nur für die eigene
Person. Arbeitgebende können also nicht selber ei -
nen solchen Auszug anfordern, sondern du musst
die sen Auszug anfordern und kannst ihn dann dem
Arbeitgeber weiterleiten. Es ist auch möglich, je -
man dem eine Vollmacht zu erteilen, damit er dann
Auskünfte über dich einholen kann. 
Verschiedene Behörden können jedoch auch ohne
deine Einwilli gung Einsicht in das Strafregister
nehmen (Gerich te, Fremdenpolizei, Strassenver -
kehrsämter u.v.a.m.).
Um einen Auszug zu erhalten, muss man einen

Antrag stellen an das Bundesamt für Justiz. Die
Kosten betragen 20 Franken.

Link zum Strafregisterauszug
https://www.e-service.admin.ch/crex/cms/content/
strafregister/strafregister_de/
Hier kannst du einen Auszug aus dem Strafregister
per Internet bestellen. Der Auszug kann, wie bisher,
als Papierauszug bestellt werden (dieser wird per
Post zugestellt) oder neu auch als PDF mit einer
digita len Signatur (mit elektronischer Zustellung).

Wie lange bleibe ich dort gespeichert?
Eine bedingte Strafe wird nach der Probezeit (diese
kann zwei bis fünf Jahre betragen) nicht mehr auf
dem Auszug aufgeführt, bleibt aber im Strafregister
gespeichert (und für verschiedene Behörden sicht-
bar). Nach zehn Jahren verschwindet sie dann ganz.
Eine unbedingte Strafe sieht man nicht mehr nach
zwei Dritteln von: 20 Jahren (Strafe über fünf Jahre),
bzw. 15 Jahren (ein bis fünf Jahre Strafe), bzw. 10
Jahren (Strafe unter einem Jahr). Wenn auch noch
der Letzte Drittel verflossen ist, verschwindet der
Eintrag ganz.
(Das Strafregister ist aber nur eine Datenbank. Alle
Polizeien führen weitere, vor allem interne, Ver -
zeich nisse mit Verdächtigungen, Meinungen und
Informationen aller Art. Zum Beispiel das Fahn -
dungs system RIPOL.)
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beeinträchtigt werden. Das heisst, du darfst we der
misshandelt noch darf dir gedroht werden. Es darf
keine Einvernahme ge macht werden, wenn du
übermüdet oder völlig bekifft bist. Es darf dir auch
nicht vorgespielt werden, dass andere Personen
gegen dich ausgesagt haben. Bist du der Auffas -
sung, die Ein ver nahme sei unter Druck er folgt, so
verlange, dass dies im Protokoll festgehalten oder
notfalls ein Arzt gerufen wird. Lies die Proto kol le
immer genau durch, bevor du sie unterschreibst.
Eine einmal unterzeichnete Aus sage kann (und
wird, wenn mög lich) ge gen dich verwendet werden,
auch wenn sie nicht stimmt. Bist du der Sprache
nicht mächtig (Tessin, Welschschweiz), verlan ge ei -
nen Über  setzer oder ei ne Übersetzerin. Neu hast du
das Recht auf eine Anwaltsperson bereits bei der
ersten Einvernahme. Die Kosten dafür musst du
aber meistens selber bezahlen.

Hausdurchsuchung
Die Polizei braucht einen Haus   durch suchungs be -
fehl, um deine Wohnung zu durchsuchen. Ver lange
den Dienst aus weis und den Hausdurch suchungs -
befehl, bevor du ei nen Beamten in deine Woh nung
lässt. Der Hausdurch su chungsbefehl muss folgende
Punkte beinhalten: Datum, Zweck der Unter -
suchung, Na me des durchsuchenden Be amt en, Be -
zeich nung der zu un tersuchenden Räu me, genaue
Be schrei bung allenfalls zusätz lich zu öffnender
spezieller Behältnisse. Die Haus durch su chung
muss tags    über und mög lichst schonend für die
Betrof fenen vorgenommen werden. Protes tiere,
wenn die Po lizei zu forsch vorgeht. Ohne ei nen
schrift lichen Be fehl oder in der Nacht sind Haus -
durchsuchun gen nur mög lich, wenn du bei einer
Straf tat beobachtet wirst oder Gefahr im Verzuge ist.

Briefe und Gerichtsurkunden
Es liegt in deinem Interesse, Briefe und Gerichts -
urkunden entgegenzunehmen, da dir da rin wichtige
gesetz liche und be hördliche Fris ten zur Wah rung
deiner Rechte gesetzt und Rechtsmittel aufgeführt
werden. Ver passt du Fristen, hast du die An -
ordnungen akzeptiert. Es ist also sehr wichtig, dir
bei Erhalt amtlicher Post sofort die Fristen zu
merken und in dieser Zeit abzuklären: Soll ich
gegen meine Busse Ein sprache er heben (nur mög -
lich innerhalb der Frist!) oder sie lieber bezahlen?

Vorläufige Festnahme
Die Polizei kann dich für maximal 24 Stunden vor-
läufig fest nehmen, wenn ein Tatver dacht gegen dich
besteht. Wenn du beim Kiffen erwischt worden bist,
dies zugibst und dich ausweisen kannst, wirst du
nur ausnahms weise fest ge nom men. Nach der
Einvernah me und Auf nahme des Proto kolls sollte
dich die Polizei eigen t lich wieder laufen las sen, es

sei denn, du stehst im Verdacht, mit Hasch oder
Gras gehandelt oder sol che Produk te vermittelt zu
haben. Wirst du nach der ersten Ein vernahme nicht
freigelassen, muss zur Anord nung der wei teren Haft
ein Haftbefehl ge gen dich vorliegen. Eine Aus nüch -
 terung darf nur zu dei nem oder zum Schutz ander-
er Per so nen durchgeführt werden (und wäre beim
blossen Be kifft sein wohl unverhältnismässig). Die
Ausnüchterung ist bis zum nächsten Morgen,
längs  tens aber während 48 Stunden zulässig.

Verhältnismässigkeit
Die Polizei ist verpflichtet, im mer die mildeste Mass -
nahme anzu wen den. Handschellen dür    fen nur
angelegt werden, wenn du dich tätlich wider setzt,
zu fliehen versuchst oder ge fährlich scheinst, z. B.
wenn du eine Waffe getragen hast, jemanden tätlich
angegriffen hast oder dich selbst ge fährden wür -
dest. Wenn du längere Zeit auf dem Posten festge-
halten wirst und Kinder oder Haus tiere zu versorgen
hast, muss die Polizei deine nächsten Fa mi lienan -
gehö rigen benachrich ti gen, damit diese deine Auf -
gaben über nehmen. Tun sie dies nicht, kannst du
verlangen, dass die Polizei die Für sorge behörden
benachrichtigt. Die Polizei darf dich nur ins Ge -
fängnis oder vor Gericht bringen, wenn du einem
Auf gebot zum Voll zug einer Ge fäng nisstrafe oder
einer Vorla dung des Gerichtes nicht Folge geleistet
hast oder ein Zufüh rungs ge such vorliegt (z. B. wenn
du flüchtig bist). Nach ersten Abklärungen des
Sach  verhaltes und Überprüfung der Personalien
soll te dich die Polizei wieder gehen lassen, wenn
nicht dei ne Festnahme verfügt wurde.

Untersuchungshaft
Liegt ein Antrag auf Unter su chungs haft vor, hast du
das Recht, deinen Anwalt oder deine Anwältin zu
kontaktieren. Kennst du keine An walts per son per-
sönlich, kannst du das Anwaltspikett verständigen.
Wenn dein gesundheitlicher Zu stand (Ver letzun gen,
Schmerzen, Krankheit usw.) ärzt liche Behand lung
erfordert, so verlange nach einem Arzt oder ei ner
Ärztin. Ver lange auch ein Arzt zeugnis, wenn du
daraus später Rech te ableiten willst.
Wirst du in Untersuchungshaft ge setzt, muss der
Jugendan walt (bis zum 18. Altersjahr) oder das
Zwangsmassnahmengericht (ab 18 Jahren) innert
48 Stunden die Haft verfügen. Die Untersu  chungs -
haft ist nur be grün det, wenn ein hinreichend be -
grün deter Ver dacht auf eine Straftat (keine Baga -
tell fälle wie z. B.  Kiffen, sondern z. B. Verdacht auf
Handel mit Can na bis  pro dukten) be steht. Zu sätz  lich
muss Flucht gefahr, Ver dun ke lungs  gefahr, Ausfüh -
rungs gefahr oder Wie    derho lungs gefahr vor lie  gen.
Du kannst jederzeit ein Haftentlassungs gesuch stel -
len, wenn du meinst, dass die obigen Gründe nicht
mehr gegeben sind.

Welche Rechte
und Pflichten
habe ich in einem
Strafverfahren?

Es ist ein umfassendes Thema
Die meisten Joints rauchen wir ohne dass das Be -
täu bungs mittelgesetz einfährt. Trotzdem werden
zehn tausende Kiffende pro Jahr wegen Hanf ge nus -
ses verzeigt. Wer sich mit dieser Möglichkeit früh -
zeitig auseinandersetzt, hat bessere Karten, wenn
diese unschöne Möglich keit Realität wird. Natürlich
ist es mühsam, sich mit all den zugehörigen Fragen
auseinanderzusetzen. Aber wer unvorbereitet in ein
Strafverfahren gerät, macht häufig viele Fehler – die
Geld und den sauberen Leumund kosten können.
Und da wir jeden Tag, an dem wir Hasch oder Gras
besitzen, illegal sind, sollte man sich mit den harten
Fakten auseinandersetzen.

Grundsatz der Unschuldsvermutung
Im Strafverfahren gilt der Grund satz der Unschulds -
ver mu tung, das heisst, bis zum gesetzlichen Nac h -
weis deiner Schuld wird vermutet, dass du un -
schuldig bist. Dies ist ein Men schen  recht, das durch
die Europäische Men schenrechts-Kon  vention ge -
schützt wird. Dir müssen somit alle eine Straf barkeit
begründenden Um      stände durch die Untersu -
chungs     organe nach gewiesen werden. Für den
Nach weis die ser Umstände genügen oft In dizien
oder Anhaltspunkte. Wenn du nicht sicher bist, ob
du aussagen möchtest, verweigere die Aus sage.
Auf je den Fall: Er finde keine Ge schich ten – du
machst dich so nur un glaub würdig und später wird
dir deine vielleicht richti ge Geschichte nicht mehr
ab ge nommen.

Personenkontrolle
Die Polizei ist berechtigt, dich an zuhalten, um die
Personalien zu überprüfen. Der Beamte muss dir
seinen Ausweis zei gen. Wenn er ihn dir nur flüch tig
unter die Nase hält, bestehe darauf, dass er ihn dir
noch mals zeigt, damit du  Name und Dienstgrad
lesen und dir mer ken kannst. Du musst deine
Personalien richtig angeben, sonst machst du dich
strafbar (trag Identitätskar te/Pass/Aus weis auf dir).
Zur Klärung dei ner Identität ge nügt die Anga be von

Name, Vorname, Ge burts  da tum und Ad res se. Zu
wei  teren Aussagen bist du nicht verpflichtet, denn
hier beginnt bereits das Verhör. Alle Aussagen, die
du jetzt machst, können (und werden!) später ge -
gen dich verwendet werden. Leiste kei nen körper-
lichen Wide rstand, das ist immer zwecklos und zu
deinen Un gunsten.

Filzen
Wenn der Verdacht auf eine Straf tat besteht (z. B.
Besitz von Ha schisch), ist die Polizei be rechtigt,
dich, auch gegen deinen Willen, zu filzen. Unter
Filzen fallen das Durchsuchen von Kleidern und
Handtaschen sowie Untersuchun gen (z. B. Abnah -
me von Blut proben, Un tersuchung von Kör peröff -
nun gen). Bei körperlichen Un ter suchungen hast du
das Recht auf Beizug eines Arztes oder einer Ärztin.
Als Frau kannst du verlangen, von einer Frau durch-
bzw. untersucht zu werden. Grundsätzlich darf das
Filzen nicht in der Öffent lich keit  durchgeführt wer-
den. Wenn du dich weigerst, hast du aber da mit zu
rechnen, dass du mit auf den Posten musst.

Beschlagnahme
Bei Verdacht auf eine Straftat können sämtliche
Gegenstän de, die dazu die nen können, die Straftat
aufzudecken oder mit denen eine Straftat begangen
werden soll, beschlag nahmt werden. Der unter
Stra fe stehende Kon sum von Be täubungsmitteln
wie Haschisch oder Gras reicht für deren Be schlag -
nahme aus. Auch die Aus weis schriften können
beschlag nahmt werden, wenn die Unter suchungs -
or ga ne davon ausgehen, dass du dich einem Straf -
verfahren durch Flucht entziehen willst. Ohne kon -
krete Vor würfe müs sen sie dir deine Ausweise nach
der Kon trolle jedoch zurückgeben. Für be schlag -
 nahmtes Material gibt dir die Polizei in der Regel
eine Quit tung. Bekommst du diese nicht automa-
tisch, verlange danach.

Einvernahme
Bei der Einvernahme darf dei ne Willensfreiheit nicht

Seite 14
Standardwerk zum Thema Strafuntersuchung der
«edition 8», ISBN 978-3-85990-161-2. Lesen!hanflegal.ch/25
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Gilt das Gesetz 
in der ganzen
Schweiz?

Gesamtschweizerisches Gesetz, 
kantonale Strafverfolgung
Das Betäubungsmittelgesetz ist ein gesamt schwei -
zerisches Gesetz. Es gilt also generell überall. Kein
Kanton kann sich ihm entziehen – alle Polizeien,
Bezirksanwaltschaften und Gerichte sind verpflich -
tet, dem Gesetz Geltung zu verschaffen. Doch das
bedeutet nicht, dass es überall genau gleich an -
gewendet wird, denn die Strafverfolgung ist Sache
der Kantone. Sie legen die Prioritäten fest und kön-
nen durchaus verschieden mit dem einen Gesetz
umgehen. Somit gibt es verschieden hohe Strafen
fürs Kiffen und auch die Stärke der Verfolgung ist
unterschiedlich. 

Einige Unterschiede
In städtischen Regionen gibt es generell mehr
Verzei gungen: Vie le «Verdächtige» werden in den
städti schen Zen tren (City, Bahn hof, Parks, an Szene-
Treff  punk ten) kontrolliert – und verzeigt. Dort wer-
den sicher auch viele Kiffende verzeigt, die dort
nicht wohnen, aber Gras oder Hasch kau fen gehen
und dann auf der Gasse kontrolliert werden. Auch
wird in den Städten offensi ver gekifft: Am See, in
Parks, auf Plätzen wird gerade von Jugendlichen
nach wie vor sehr offen gekifft. Und das kann natür-
lich Kon sequen zen haben.

Erstaunlich ist sicher, dass die Innerschweiz – sonst
nicht ge rade als liberale Gegend be kannt – nur
wenige Verzeigun gen aufweist. Der Unterschied
zwi schen Stadt und Land kommt sehr klar in den
beiden Halb kan tonen Baselland (tiefe Rate) und
Basel stadt (hohe Rate) zum Ausdruck.
Ein weiterer grosser Unter schied findet sich zwi -
schen den deutsch sprachigen Kanto nen und den
französisch sprachigen. Im Welschland ist nach wie
vor der Alkohol, vor allem der Wein, das zentrale
Rauschmittel. Es scheint, als ob die sehr positive
Sichtweise auf den Alkohol sowohl dessen Proble -
me verneint, als auch andere psycho aktive Sub -
stanzen dafür umso mehr verteufelt. 
Genf ist in der Welschschweiz die Ausnahme – dort
gibt es ähnlich viele Verzeigungen wie in Bern. Aus -
nahmen von der Regel in der Deutsch schweiz sind
Zürich, Aargau, Baselstadt und Schaff  hausen, die
überdurchschnittlich häufig ver zeigen.

Eine Gemeinsamkeit
Trotz aller Unterschiede zwi schen den Kantonen
gibt es natürlich eine Gemeinsamkeit: Alle verzei -
gen Kif fende. Mal mehr, mal weniger, aber kein
Kanton hat das Verfolgen ganz eingestellt (siehe
auch Seite 21 für das Basler Modell).

Seite 17

Reden ist Blei,
Schweigen 
ist Gold

Das Protokoll ist absolut zentral
Wenn die Polizei auf dir Ha schisch und/oder Gras
(also illegale Betäu bungs mittel) ge fun den oder dich
beim Kiffen erwischt hat, macht sie ein Pro tokoll. Ein
Beispiel für ein solches Protokoll fin dest du auf der
Seite 5. In den verschie denen Kan tonen sehen diese
Stan dard-Pro tokolle un ter schied  lich aus, vom Inhalt
her sind sie jedoch sehr ähnlich. Es können natür-
lich auch nur ein paar dieser Fragen gestellt wer -
den, aber das Muster und die Idee dahinter sind
überall gleich: Alles, was du zu gibst (Konsum,
Besitz, Kauf, Wei      tergabe, usw.), kann zu sam men -
gerechnet werden (bei Konsumhand lun gen, die ja
Übertretungen sind, die letz ten drei Jahre, bei
Weitergabe und Handel sieben Jah re in leichten,
bzw. 15 Jah re in schweren Fäl len).
Dann wirst du verurteilt wegen x-facher Wider -
handlung ge gen das Betäu bungs  mittel ge setz. Das
geht schnell ins Geld. Des halb: Schwei gen ist meis-
tens das Beste, was du tun kannst. Lügen darfst du
zwar auch – und es ist eher unwahrscheinlich, dass
sie mit    tels Hausdurchsuchung, Durch   su chung des
Arbeits platzes oder Schul   schrankes, Urin proben
und Ähnlichem deine Aus sagen überprüfen (dazu
haben sie normalerweise keine Zeit). Aber lügen ist
anstrengend (Widersprüche!) und wenn du dich mal
verplapperst, werden sie dir nichts mehr glauben.
Meistens sind sie dann auch ziemlich beleidigt, was
dir si cher nicht hilft. 
Das Protokoll kann sofort ausgefüllt werden oder
die Polizei nimmt dich mit auf den Posten. Alles, was
du unterschreibst, ist von dir zugegeben. Wenn du
also das Protokoll der Po lizei unterschreibst, ist
dieses Proto koll deine Aussage. Auf Grund derer
wirst du dann verurteilt. Wenn etwas Fal sches auf
dem Protokoll steht, verweigere die Unterschrift, bis
deine Änderungs wünsche auf dem Protokoll ver-
merkt sind.

Nie mehr zugeben als unbedingt nötig
Grundsätzlich: Reden ist Blei, Schwei  gen ist Gold.
Auch die Polizistinnen und Polizisten lernen in ihrer

Aus bildung, dass sie nicht mit den Untersuchungs -
be hör den reden, wenn sie wegen einer Verfehlung
angeklagt werden. Sie halten sich daran. Wir THC-
Genies sende sollten uns ebenfalls daran halten.
Wenn du dem psychischen Druck während der Be -
fra gung nicht gewachsen bist (was übri gens keine
Schande, aber doch sehr schade ist, weil alle Dro -
hungen wie «wir werden dich jetzt hier behalten bis
du redest» oder «alles kommt nur noch schlimmer,
wenn du jetzt nicht endlich auspackst» und Ähnli -
ches bei Kon sum  fällen praktisch nie durchgezogen
wer den), rede so wenig oder so nichts sagend wie
möglich. Da  zu ha ben wir ein paar Tipps ab Seite 6
zusammen gestellt. Ge ne rell gilt trotzdem: Ver such
zu schweigen!

Reden ist Blei und Schweigen ist Gold
Das Betäubungsmittelgesetz ist ein sehr scharfes
Gesetz. Wenn du wegen einer Zuwi der  handlung ge -
gen das Betäu bungsmittel gesetz schuldig ge spro -
chen wirst, ist die Strafe hoch! Der Richter oder die
Rich terin hat aller dings einen grossen Ermessens -
spiel raum bei der Urteilssprechung. So wohl nach
unten, wie auch nach oben. Deine Aussage ist
neben dem gefundenen Material der wichtigste
Beweis für deine Bestrafung. Mach es ihnen also
nicht zu einfach.
Bedenke auch: Alles, was du in einem Verfahren
zugibst, steht nachher in den Akten. Neben einer
höheren (betäubungsmittelrechtlichen) Strafe, kön-
nen auch weitere Ämter auf diese deine Aussagen
zurückgreifen. Zum Beispiel das Strassenverkehrs -
amt, das dann deine Fahreignung überprüfen
möchte, wenn du zum Beispiel nur schon regelmäs-
sigen Konsum von THC-Produkten gestanden hast!
Reden hat also verschiedene Konsequenzen –
Schwei  gen ist anstrengender, es dauert länger mit
der Polizei, aber letztlich fährt man so besser.

Seite 16 Der Mund ist zum Kiffen da, nicht zum Reden.

Durchschnittliche Anzahl Verzeigungen wegen Konsums von Cannabis-Produkten, 
pro 1’000 Einwohnerinnen und Einwohner, nach Kantonen, für die Jahre 1999 bis 2008.
Quellen: 1) Schweizerische Betäubungsmittelstatistik 1999 bis 2008, Bundesamt für Polizei , Dienst für Analyse und Prä ven tion. 
2) Statistik des jährlichen Bevölkerungsstandes (ESPOP) 1999 bis 2008, Bundesamt für Statistik.
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Wie kann ich 
mich am besten
tarnen?

Die Repression wird weiter zunehmen
Immer wieder werden Kif fende von der Polizei kon -
trolliert, es gibt immer wie  der Razzien bei Treff -
punkten von THC-Geniessenden und unsere Freun -
de und Helfer, unterstützt im mer häufiger durch
Freundin nen und Helferin nen, sind besonders in der
Öffent lich keit von Jahr zu Jahr stärker präsent. Da -
gegen kann man nichts tun, diese Entwicklung wird
sich weiter verstärken.
Was kannst du trotzdem als kiffendes We sen unter -
nehmen, wenn die Poli zei deinen THC-Konsum un -
ter  bin den möchte?

Polizeiliche Über raschungen
Wenn dich (Zivil-)Polizisten gerade beim Rauchen
über   ra schen, bleibt natürlich nur noch Scha dens -
begrenzung. Was bei ei ner Perso nenkontrolle bei dir
gefunden wird, gehört wohl auch dir, da kannst du
meistens nichts mehr abstreiten. Je we ni ger du
jedoch von daheim mit genommen hast, desto eher
ist ein «leichter Fall» möglich. 
Speziell das Jointdrehen in der Öffentlichkeit ist hei -
kel: Es fällt auf, und du bist über längere Zeit mit
deinen Augen auf die Mischung und den Joint fi -
xiert. Intelligenter ist es, die benötigte Anzahl Joints
daheim vorzudrehen, wenn man sie nicht in priva ten
Wohnungen rauchen kann. Dann kann man sich
den Joint schnell und effizient an einem ruhigen Ort
reinziehen. Wenn man gar nur ei nen Joint dabei hat,
kann man diesen sogar si cher wegwerfen, wenn
man die Polizei kommen sieht (am effi zi en testen ins
Wasser oder einen Gully; wobei man dann in gewis-
sen Gegenden eine Busse wegen Littering in Kauf
nehmen muss). 

Ein Bunker
Wenn du die Polizei kommen siehst oder hörst,
kannst du dich möglichst unauffällig weg    be wegen.
Gerade in ei ner Szene wie zum Beispiel an ei nem
Kifftreff punkt im Freien ist das aber nicht so gut:
Nur wenn wir zu sam menstehen, ver leidet es ihnen.
In diesem Fall kannst du dein Piece, dein Gra s -

säcklein verstecken. Opti mal natürlich so, dass du
es nach überstandener polizeili cher Beläs ti  gung
auch wieder findest! In einem solchen Bun ker ist
dein Piece gut aufgehoben und du bist vor einer
An zeige sicher.

Probleme und Lösungen für daheim
Wer ausschliesslich daheim konsumiert, hat massiv
weniger Probleme, als Leute, die draussen kiffen.
Doch gerade der Rauch und der Geruch können
auch in Privatwohnungen zu Problemen führen. Die
Nachbarn riechen es – fette Grasjoints kann man je
nach Windstärke locker bis zu 50 Meter weit rie -
chen. Aber auch hier gibt es Möglichkeiten, sich zu
tarnen. Einerseits kann man THC essen: Ein Jogurt
mit Hasch – da riecht niemand etwas. Ein Guetzli
mit Cannabis-Butter macht ebenfalls keine ge -
ruchs mässigen Probleme. Allerdings muss man die
Dosierung im Griff haben!
Weiter gibt es gute bis sehr gute Verdampfungs -
geräte, die das THC mittels heisser Luft lösen, so
dass man es einatmen kann. Da hier kein Rauch
entsteht, sind die Emissionen extrem klein. Der
Geruch verflüch tigt sich bereits nach wenigen Zen -
ti metern. Solche Geräte können auch gute Dienste
leisten in Räumen, in denen keine Fenster existieren
(z. B. Übungs lokale). 
Wir nehmen regelmässig Verdampfungsgeräte un -
ter die Lupe und erstellen dazu Testberichte. Diese
findest du in unserem Magazin Legalize it! oder auf
unserer Webseite www.hanflegal.ch. Mitglieder
kön  nen eine Reihe von Verdampfern in unserem
Büro gerne selber einem Test unterziehen.

Es ist verboten, man muss sich tarnen
Solange das Verbot besteht, kann die Losung nur
heissen: Tarnung ist das halbe Leben. Und nicht zu
vergessen: Kleider machen Leute!

Seite 19

Auf wen hat es die
Polizei speziell
ab gesehen?

Unterschiedliche Verfolgungsintensität
Nicht alle THC-Geniessenden haben die gleiche
Wahrschein lichkeit, ver zeigt zu werden. Beson ders
gefähr det sind Kif fen de mit folgenden Merk malen:
män n lich, um die zwanzig Jahre alt, lang  haarig,
frea kig, häufig auf der Gasse an zu treffen. Auch
Punks werden immer kontrolliert und die Hip-Hop -
per sind ebenfalls zu einer bevor zug ten Grup pe
«aufge stie gen». Wer häufig in der Nacht unterwegs
ist und in einschlägigen Clubs verkehrt, hat eben-
falls eine hö he re Wahrscheinlichkeit kontrolliert und
verzeigt zu werden.

Die Frauen werden seltener verzeigt
Weniger als zehn Prozent der strafbaren Handlun -
gen wegen Hanf kon sums werden von Frauen be -
gan gen – jedenfalls registriert die Polizei das so.
Das reale Verhältnis zwischen Kif fern und Kifferin -
nen beträgt aber etwa zwei zu eins. Frauen kon-
sumieren jedoch seltener in der Öffentlichkeit. Und
das ist die Haupt ursache für eine Verzeigung.

Die Jungen tragen die Hauptlast 
der Repression
Die unter 30-Jährigen machen 80% der Beschul -
digten von Übertretungen aus. Die unter 18-Jähri -
gen machen nur rund 20 Prozent der Beschuldigten
aus. Knapp die Hälfte der Verzeigungen betrifft jun -
ge Erwachsene zwischen 18 und 24 Jahren. Die
über 30-Jährigen stellen auch nur rund 20 Prozent
der Verzeigten. Aber auch hier: Die Älteren kiffen
mehr zu Hause und haben den Kon sum in der Öf -
fent lichkeit eingestellt. Häufig, weil sie durch die
erhaltenen Bussen vorsichtiger geworden sind!
Allge mein und über spitzt for mu liert: Ein 20-jähri ger,
lang haa  riger, frea kig aussehender Mann, der sich
häufig in der Öffentlich keit aufhält, wird sehr viel
wahrscheinli cher von der Polizei kontrolliert und
ver zeigt als eine 40-jäh rige, unauffällig gekleidete
Frau, die eher ein häusli ches Leben führt. Obwohl
sie vielleicht viel mehr kifft als er!

Widerhandlungen nach Substanz und Alter
Das Verhältnis von Hasch zu Gras-Übertretungen
wird mit zunehmendem Alter grösser - das heisst: je
älter jemand ist, desto grösser die Wahrscheinlich -
keit, dass er oder sie mit Haschisch erwischt wird,
während die Jungen fast immer mit Gras erwischt
werden:
Alter Anteil Hasch : Gras
unter 20-jährig 34% 1 : 21
20-30-jährig 45% 1 : 11
30-40-jährig 14% 1 : 5
über 40-jährig 7% 1 : 3
Total 100% 1 : 10

Gras hat Hasch definitiv abgelöst
Auch bald 10 Jahre nach dem Hanfladen-Boom
scheint Gras seine Vormachtstellung im Cannabis -
markt behalten zu haben. Es hätte auch sein kön-
nen, dass nach dem Ende der Laden-Ära wieder
vermehrt Haschisch konsumiert bzw. wieder mehr
Konsumierende wegen Haschisch verzeigt werden.
Dies ist nicht der Fall: es werden zehn Mal mehr
Ver zei gungen wegen Gras (und Pflanzen) verzeich-
net, als wegen Haschisch (und -Öl).
Es sind eher die älteren Konsumierenden (über 30),
die wahrscheinlich noch ihre alten Connections ha -
ben. Sie konsumieren wohl auch mehr Gras als in
den 80er Jahren, allerdings scheinen sie nicht ganz
auf Haschisch verzichten zu wollen. Dies mag auf
Gewohnheit und Tradition zurückzuführen sein,
könn te aber bedeuten, dass auch das feinste Gras
nicht dasselbe ist wie guter Hasch – Äpfel und Bir -
nen können auch nicht 1:1 verglichen werden.

Quelle: Bundesamt für Statistik, Polizeiliche Krimi nal statistik
(PKS) 2010, Betäubungsmittel gesetz (BetmG): Widerhandlun -
gen nach Substan zen und beschuldigte Personen.
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Wie viele Gramm
darf ich legal
besitzen?

Eine häufig gestellte Frage
Sie geistert immer wieder durch die Köpfe von Rat -
suchenden. Darf man denn nicht wenigstens ein
paar Gramm legal auf sich tragen? Die Antwort
lautet leider: Nein. Denn der blosse Konsum ist ja
bereits strafbar, und der Besitz sowieso. Deshalb
handelt es sich immer um illegale Betäubungsmit -
tel, egal ob es 0.1 oder 100 Gramm sind.

Die Polizei hat einen Ermessensspielraum
Nicht alle Polizeien verfolgen jedoch das Kiffen
 gleich intensiv. Es gibt durchaus Polizisten und
Polizistinnen, die jemanden, der nur ein paar
Gramm auf sich trägt, laufen lassen. Doch in den
allermeisten Fällen wird eine solche Person verzeigt
und bekommt eine Busse. Einzig in Basel gibt es
Ansätze zu einem Oppor tunitätsprinzip, das wirklich
ausformuliert ist. Der Basler Cannabisbericht von
Anfang 2004 soll eine gemeinsame Haltung der
ganzen Basler Ver waltung zum Kiffen definieren.

Das Basler Modell
«Der Konsum wird in Basel wie bis anhin nur dann
gezielt strafrechtlich verfolgt, wenn sich auf Grund
besonderer Umstände dafür eine Notwendigkeit
ergibt (z. B. Belästigung von Öffentlichkeit und An -
wohner/-innen durch eine Konsumentenszene oder
gleichzeitiger Verdacht des Handels mit Cannabis).»
Hier steht die konkrete Fassung des Basler Oppor -
tunitäts prinzips: Konsum ist zwar verboten, wird
aber teilweise nicht verfolgt. Wobei die Kriterien für
diese Nichtverfolgung schon sehr schwam  mig sind.
«Belästigt» jetzt ein einzelner Kiffer an einer Tram -
station die anderen Leute und es wird dann doch
ein Verfahren angestrengt? Muss man irgendwo
allein am Rhein stehen und wenn dann der Rauch
niemanden stresst, ist es ok? Da bleibt der Polizei
ein grosser Ermessensspielraum. Aber im merhin ist
es die allererste Fassung eines konkre ten Opportu -
nitäts prinzips. Es ist sozu sa gen die minimalste Form
einer Teil-Entkrimi nalisierung des Kon sums.
Das gilt jedoch nur für Erwachsene. «Gegen jugend -

liche Cannabis-Konsument/-innen führt die Jugend -
anwaltschaft bei Bekanntwerden des Kon sums Ver -
fahren durch, wobei der Grundsatz gilt, dass desto
mehr unternommen wird, je jünger und je häufiger
ein/-e Unmündige/-r Cannabis konsumiert hat. Kon -
se quenzen sind Information der Eltern und geeignete
jugend rechtliche Sanktionen (Verweis, Bussen und in
Zukunft vor allem obligatorische Teil nahme an Kur -
sen, um sich dort mit dem eigenen Konsum und der
Lebenssituation auseinanderzusetzen).»

Grundsätzlich bleibt alles illegal
Eine solche Sichtweise ist das Maximum, was man
von offizieller Seite zurzeit erwarten kann. Der
Berner «Bund» hat zu diesem Be richt geschrie ben:
«Nor malkiffer sollten nicht ausgegrenzt werden.» Ein
wun  derbares Wort, «Nor mal kif fer». Wenn man uns
THC-Genies sende wirklich nicht mehr ausgrenzen
will, dann muss das BetmG geändert werden. Aber
immerhin ist es doch ein erstes Schrittchen: Wer
zu Hause kifft, niemanden damit stresst, erwach-
sen ist und nicht allzu viel THC aufnimmt, wird
nicht aktiv ver folgt. Man kann hoffen, dass weitere
Städte dieses Basler Modell über  neh men – und
weiter ausbauen.

Ordnungsbussenmodell
Das Basler Modell wurde bis jetzt von keinen an -
deren Städten aufgenommen. Aber in St. Gallen
wurde ein anderer Weg eingeschlagen: Ordnungs -
bussen für THC-Konsum und Besitz kleiner Men -
gen. Erwachsene, die beim Kiffen erwischt werden
und nicht mehr als fünf Gramm auf sich tragen,
zahlen eine Busse von 50 Franken und werden
nicht regis triert. Jugendliche hingegen werden
nach wie vor re gis triert und zu Drogenkursen oder
Arbeitseinsätzen auf geboten. 
Zurzeit (Sommer 2011) gibt es Diskussionen für
ein gesam tschweizerisches Ord nungs bussen mo -
dell für Cannabis, im Herbst 2011 könnte es im
Parla ment behandelt werden. Aber eine Legalisie -
rung ist das natürlich nicht, es bleibt illegal.
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Wie viele Hanf -
pflanzen darf ich
legal anbauen?

Grundsätzlich ist der Anbau verboten
Der Anbau von Hanf ist grundsätzlich strafbar. Der
Grenzwert für die Entscheidung, ob eine Hanf -
pflanze Drogenhanf darstellt oder nicht liegt bei
1.0% THC. Das ist ein so tiefer Wert, dass mit
solchen Pflanzen kein Rausch erzeugt werden kann.
Bereits Stecklinge von potenten Pflanzen können
über ein Prozent THC aufweisen. Blüten rauchbarer
Pflanzen kommen auf mindestens 5 bis über 20%
THC. Auch Haschisch liegt in diesem Bereich.

Und die Hanfsamen?
Bei den Hanfsamen stellt sich natürlich das Pro -
blem, dass diese noch kein THC enthalten. Aber
auch dafür wurde eine Lösung gefunden: Sobald
aus einem Samen eine Pflanze mit mehr als 1.0%
THC erzeugt werden soll oder kann, ist er ein
«Betäubungsmittel des Wirkungstyps Cannabis»  (so
die Formulierung im Gesetz) und somit illegal. Hier
sind wir gespannt, wie die Untersuchungsbehörden
einem Hanfsamen bewei sen wollen, dass er eine
Pflanze mit mehr als 1.0% THC wird. Ziehen sie die
Samen in einer eigenen Gärt nerei unter Bewachung
an und messen dann den THC-Gehalt?

Wortlaut der Verordnung
Die Originaldefinition lautet nun seit dem 1. Juli
2011: «Cannabis: Hanfpflanzen oder Teile davon,
wel che einen durchschnittlichen Gesamt-THC-Ge -
halt von mindestens 1.0 Prozent aufweisen und
sämtliche Gegenstände und Präparate, welche ei -
nen Gesamt-THC-Gehalt von mindestens 1.0 Pro -
zent aufweisen oder aus Hanf mit einem Gesamt-
THC-Gehalt von mindestens 1.0 Prozent hergestellt
werden.» Sowie: «Cannabissamen: für Cannabis -
pflanzen mit einem Gesamt-THC-Gehalt von min-
destens 1.0 Prozent.» Auch Cannabis stecklinge sind
hier aufgeführt und gleich definiert.

Eine Ausnahme: Sortenkatalog
Es gibt eine Ausnahme von dem Totalverbot. Wenn
eine Hanfsorte in der Sortenliste (eine Verordnung

zum Landwirtschaftsgesetz) aufgeführt ist, gilt das
oben geschriebene nicht. Allerdings ist seit dem 1.
Juni 2011 nur noch eine einzige Sorte (Fédora 17)
auf dieser Liste aufgeführt. Diese Sorte erreicht
kaum 0.3% THC und ist somit für hedonistischen
Hanf gebrauch unnütz.

Früher war es anders
Bis zum 30. Juni 2011 war illegaler Hanf anders de -
finiert. Generell war der Hanf frei, im Anbau, im
Lagern – ausser er würde der Betäubungs mittel -
gewinnung dienen. Das war aber je nach Einzelfall
sehr schwer zu beweisen. 
(Für Details zur Situation früher kannst du unsere
alte Rechtshilfebroschüre Shit happens 7 von unse -
rem www.hanflegal.ch herunterladen.) 
Deshalb dräng ten Polizei und Justiz auf die neue,
oben erläuterte Definition. Diese ist nun «wasser -
dicht». Heute ist alles einfach verboten und die
Polizei muss nur noch den THC-Gehalt nachweisen
und damit ist auch die Illegalität bewiesen. Unab -
hängig vom Verwendungszweck.

Und für den Eigenbedarf?
Viele THC-Konsumierenden denken, sie dürften ein
paar Pflanzen für sich legal anbauen. Dies ist ein
Irrtum. Da bereits der Konsum strafbar ist, ist natür-
lich auch der Besitz oder der Anbau von Hanf zum
Kiffen verboten. Es gibt keine legalen Hanfpflanzen
zum Kiffen. Auch nicht eine einzige. Die Antwort auf
die Frage im Titel lautet also: Null.
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Soll ich etwas zu
kiffen in die Ferien
mitnehmen?

Grenzen sind ein Problem
Gegen das Kiffen wird immer härter vorgegangen.
Speziell an den Grenzen jedoch ist kaum mit Milde
zu rechnen. Die dortigen Polizeien sind speziell
scharf. Auch nachdem die Schweiz dem Schen -
genraum beigetreten ist und an unseren Grenzen
eigentlich keine Kontrollen mehr stattfinden, gibt es
natürlich immer noch Repression: Denn die Kon -
troll en wurden von den Grenzen in den grenznahen
Raum verlegt. Und das heisst, dass IC-Züge aus
dem Süden bis Thun, oder von Basel bis Zürich kon-
trolliert werden können. Und auf den Strassen gilt
das Gleiche. Kommt dazu, dass in den umliegenden
Ländern das Kiffen auch nicht toleriert wird. So
kassierte jemand, der mit dreissig Gramm Gras
nach Deutschland fuhr und vom dortigen Bundes -
grenzschutz geschnappt wur de, eine Busse von
3’000 Euro – ein horrender Betrag für eine ziemlich
harmlose Substanz.

In ganz «Schengen» ist man dann registriert
Ausserdem wird man dann im Schengen-Fahn -
dungssystem als Betäubungsmittel-Schmugg ler
verzeichnet und kann so massive Probleme bekom-
men, wenn irgendwo in Europa der Pass kontrolliert
wird. Das kann für die Zukunft ziemlich mühsam
werden. Deshalb ist es wirklich zu empfehlen, keine
illegalen Hanfprodukte über Grenzen mitzunehmen.
In den USA kann zum Beispiel ein einmaliges Er -
wischt werden bereits mit mehrjährigen Einreise -
sperren geahndet werden. 

Ein positiver THC-Test kann genügen
Es gibt sogar Gegenden, wie etwa die Arabischen
Emirate, wo man grosse Probleme bekommen kann,
obwohl man gar kein Hasch oder Gras bei sich hat.
Wir hatten einen Fall, bei dem jemand mit der Polizei
in Kontakt kam und lediglich wegen eines positiven
Urintests tagelang festgehalten wurde und erst mit
Hilfe eines Anwalts (und Kosten von über 10’000
Franken) das Land wieder verlassen konnte.

Selbst Ferien in der Schweiz können 
pro blematisch sein
Auch in der Schweiz können Ferien teuer enden: So
werden in verschiedenen Ferienorten Snow boarder
gezielt auf Gras gefilzt – jeden Winter bekommen
wir solche Fälle aus dem Wallis und aus Grau -
bünden zu hören.

Wenige stressfreie Gebiete
Es gibt nur wenige Gebiete, wo das Kiffen kaum
Probleme macht. Etwa in Holland, vor allem in Ams -
terdam. Jedoch nur, solange man nicht mehr als
fünf Gramm auf sich trägt und in den Coffee-Shops
kifft. Denn man kann durchaus mit der Poli zei in
Konflikt kommen, wenn der Sicherheitsdienst des
Hotels eine Anzeige macht oder wenn man draus -
sen konsumiert. Auch in ländlicheren holländischen
Ge bieten ist die vielgerühmte niederländische To -
leranz nicht sehr gross. Zurzeit (Sommer 2011) sind
Bestrebungen im Gang, die Coffee Shops strikter zu
beaufsichtigen und evtl. nur noch für in Holland
wohnhafte Menschen offen zu lassen.
Und selbst wenn irgendwo in Thailand praktisch alle
kiffen und sogar der Dorfpolizist mit dem Verkauf
von Gras sein Geld verdient, kann trotzdem die
nationale Polizei oder Armee eine Riesenrazzia ver-
anstalten. Und dann lernt man die ganze Ab scheu -
lichkeit von Haft im Ausland kennen: Der Sprache
nicht mächtig, von den Gesetzen keine Ahnung, von
den Anwälten verkauft – solche Geschichten kön-
nen sehr böse enden.
Erholsame Ferien mit Abrauchen zu verbinden ist
gar nicht so einfach. Wie sich die Situation in
Tschechien entwickelt (wo Anfang 2010 einige
Pflänzchen entkriminalisiert wurden), oder in Kali -
fornien und generell den USA, wo sehr viel im Be -
reich Medical Marihuana passiert – das werden wir
sehen.
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Wo bekomme 
ich etwas zu 
kiffen?

Eine sehr häufige Frage
Gerade als die Hanfläden in den ersten Jahren des
neuen Jahrtausends Kanton für Kanton dichtge -
macht wurden, kamen viele Anfragen im Stil von:
«Mein Hanfladen ist zu – wo soll ich jetzt mein Gras
kaufen?» Nun, darauf können wir natürlich so direkt
keine Auskunft geben. Erstens würden wir uns
straf bar machen, wenn wir solche Orte nennen wür-
den. Zweitens hat keine Hanfverkaufsstelle, die in
den jetzigen schwierigen Zeiten noch Hasch oder
Gras unter die Leute bringt, ein Interesse, am Tele -
fon oder im Internet genannt zu werden. Das Risiko
einer harten Bestrafung ist viel zu gross.

Wo findet jetzt der Handel statt?
Der Handel hat sich wieder in den Untergrund ver -
zogen. Sei es auf die Gasse, wo vor allem heroinab-
hängige Menschen Import-Haschisch verkaufen.
Oder verdeckt in Läden, die in keiner Art und Weise
den Begriff «Hanf» im Namen führen oder in Privat -
wohnungen. Um gute Ware zu be kom men, braucht
es jedenfalls wieder persönliche Beziehun gen. Ge -
ra de die guten Qualitäten sind sehr rar geworden –
und logischerweise die Preise dafür ge stiegen.
Wenn sie überhaupt noch in grösserem Umfang
gehandelt werden können.

Clubidee
Möglich wäre, dass sich verschiedene Hanf kon -
sumierende zusammen tun und gemeinsam Gras
(drinnen oder draussen) produzieren und unter sich
aufteilen. Ein solcher Club hätte den Vorteil, dass es
keinen «bösen, gewinnsüchtigen Dealer» gibt. Das
heisst nicht, dass es nicht doch im schlimmsten Fall
ein Strafverfahren geben könnte. Aber da der ei -
gent liche Händler fehlt, müsste ein Richter einen
solchen Club nicht unbedingt als gewinnorientier -
ten Handelskreis ansehen (und mit mehr als einem
Jahr Gefängnis bestrafen), sondern könnte die
Clubmitglieder we gen Konsums und Vorberei tungs -
handlungen verur teilen. Was «ledig lich» eine Busse
zur Folge hätte. Doch braucht es für ein sol ches

Modell ein relativ hohes Engagement der Mit glieder
und viel Vertrauen untereinander. Doch könn  ten
sol che Strukturen die ersten sein, die von Polizei
und Justiz geduldet würden – wenn sie im Verdeck -
ten arbeiten, keine grossen Umsätze und keinen
Gewinn ma chen und nur für erwachsene Menschen
in der Schweiz offen sind.
Im Bereich Medizinalhanf gibt es bereits Ansätze zu
solchen Clubs – wir werden sehen, ob das mit den
Neuerungen zum Medizinalhanf ausgebaut werden
kann.

Eigenanbau
Man kann natürlich auch einfach für sich allein an -
bauen. Vorteile haben hier eindeutig reichere Men -
schen: Wer einen grossen Garten oder gar ein grös -
seres Anwesen besitzt, kann häufig lange Hanf zum
Kiffen anbauen, ohne Probleme zu bekommen.
Auch ein nicht einsehbarer Balkon kann gute
Diens te leisten. Vor allem, wenn man nicht sehr viel
konsumiert, können ein paar Pflanzen pro Herbst
den Jahresbedarf bis zur nächsten Ernte decken. 
Wem solche Möglichkeiten nicht zur Verfügung ste-
hen, kann auch auf den Anbau drinnen mit Kunst -
licht ausweichen. Hier ist allerdings der Aufwand
viel grösser: Es bedarf einiger hundert Franken
Investitionen in Lampen, Lüftungen, Filter und der
Kampf gegen Schädlinge ist aufwändig – man muss
sehr sauber arbeiten (eigentlich wie in einem
Labor). Doch trotz des Aufwandes gehen immer
mehr Konsumierende diesen Weg, denn der Kauf
auf der Gasse ist für viele gar keine Perspektive.
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Was für eine
Strafe folgt?
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Wie läuft eine
Verzeigung ab?
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Strassenverkehrsamt
Die Polizei und die Gerichte müssen ihre Erkennt -
nisse über den Umgang mit Hasch oder Gras auch
dem Strassen verkehrsamt mitteilen, wenn es Zwei -
fel an der Fahrtauglichkeit gibt. Da seit 1. Januar
2005 jeder als fahrunfähig gilt, der THC im Blut hat,
ist also praktisch bei allen, die kiffen, ein Verdacht
auf Fahruntauglichkeit gegeben. Damit kann der
Führerausweis entzogen werden, oder es können
Auf lagen gemacht werden (zum Beispiel Abklärun -
gen durch den Amtsarzt oder regelmässige Urin -
kon  trollen).

Konsum, Besitz oder Handel wird festgestellt
Diese illegalen Handlungen können durch Private
oder durch die Polizei festgestellt werden. Der häu-
figste Auslöser für eine Verzeigung ist der Konsum
in der Öffent lich keit. Hanfpflanzen im Garten, Streit
mit Nachbarn u.v.a.m. sind weitere Auslöser.
Anzeige durch
– Stadtpolizei – Arbeitgebende
– Kantonspolizei – Lehrerschaft
– Bahnpolizei – Eltern
– Nachbarschaft – usw.
– Ex-Freund, ex-Freundin

Befragung durch die Polizei
Die Polizei erstellt ein Protokoll und fragt nach der
Häu figkeit des Konsums, von wem man es gekauft
hat, wie viel man kauft. Kurz: Die Polizei versucht, so
schnell und einfach wie möglich alles be lastende
Material zusammenzutragen. 
Ausser dem werden alle Gegenstände, die illegal
sein könn ten, beschlagnahmt (Joints, Piece, Pfeifen,
Indooranla gen). Bei schwereren Fällen auch alle
Unterlagen, die relevante Informationen enthalten
(Com puter, Quit tungen, Handy-Nummer-Auszüge,
Waagen, Konto belege).

Jugendliche
Unter 18 Jahre alte Personen werden nicht gleich
behandelt wie Erwachsene. Hier kommt der Ju -
gend anwalt zum Zug. Geht es um Konsum und
Handlungen für den Eigenkonsum, dann kann der
Jugendanwalt eine Verwarnung, eine Busse oder
einen Suchtmittel-Kurs verfügen.
In schweren Fällen kann der Jugendliche auch ei -
nen Vormund erhalten (wenn die Eltern nicht mehr
zurechtkommen) oder gar der Vollzug in einer ge -
schlossenen Anstalt beschlossen werden.

Geht es um Weitergabe oder gar Handel?
Wenn es um ein Vergehen geht, gibt es meist noch
weitere Untersuchungshandlungen: Zeugen und
Zeuginnen kön  nen einvernommen werden; es kann
eine Haus durchsuchung durchgeführt werden; es
können Blut proben angeordnet werden.
In grösseren Fällen kommt es auch zu Unter su -
chungshaft, bis alle Vorwürfe abgeklärt werden
können. Diese kann durchaus Wochen oder Monate
dauern – maximal solange, wie die voraussichtliche
Strafe sein wird (bei gewerbsmässigem Handel
mindestens 12 Monate).

Ist es für Eigenbedarf?
Aufgrund der polizeilichen Ermittlungen (z.B. Anga -
ben im Protokoll) wird entschie den, ob es um
Eigenbedarf geht (dies ist eine Über tretung), oder
ob es sich um Konsum mit Jugend lichen, oder
Weitergabe und Han del handelt (dies wäre ein Ver -
gehen).  Ausserdem wird geschaut, ob der oder die
Ver zeigte im Straf re gister einge tra   gen ist, oder ob
die zuständige Stelle bereits frü her eine Busse we -
gen Konsums ausge stellt hat, die nicht im Strafre -
gis ter eingetragen wur de. Geht es also um die erste
Tat, oder um eine Wiederholungstat?

Militär
Solange es um geringfügige Mengen geht (bei wei -
chen Drogen wie Hasch oder Gras maximal zehn
Gramm), kann der Kommandant der Einheit die
Stra fe be schliessen. Diese kann aus Busse, Aus -
gangs  sperre oder Arrest bestehen. In grösseren Fäl -
len (auch wenn es nur um Eigenbedarf geht, aber
mehr als zehn Gramm im Spiel sind), wird das ganze
Ver fahren den Zivil behör den übergeben (dann folgt
das gleiche Verfahren wie für Zivilpersonen).

Bedingte und unbedingte Strafen
Wer zum ersten Mal mit dem Gesetz in Konflikt ge -
raten ist, muss eine Geldstrafe nicht bezahlen und
eine Gefängnisstrafe nicht absitzen, solange die
Strafe nicht höher als 24 Mo nate ist und das Gericht
einem eine gute Prognose für die Zukunft stellt
(man also reuig ist und nicht gleich weiter delin-
quieren will). Wer wiederholt straffällig wird, der
wird dann zu unbedingten Strafen verdonnert, die
man effektiv bezahlen/absitzen muss.
(Bussen werden praktisch nie bedingt ausgespro -
chen, auch wenn dies möglich wäre.)

Strafregistereintrag
Wird eine Geld- oder gar eine Gefängnisstrafe aus-
gesprochen (auch wenn sie bedingt ist), so wird die
Strafe dem eidgenössischen Strafregister ge meldet.
Wenn man dann einen Auszug aus diesem bestellt,
um ihn einem neuen Arbeitgeber zu zeigen, dann
steht die Verurteilung dort drin.
(Kleinere Bussen jedoch werden «nur» bei den
lokalen Verfolgungsbehörden verzeichnet. So kön-
nen diese im Wiederholungsfall eine höhere Busse
geben – trotz fehlendem Strafregistereintrag.)

Gericht
In schwereren Fällen kommt es zu einer Gerichts -
verhandlung. Dabei kommen die Anklagevertreter
(Bezirks-, Staatsanwaltschaft), der oder die Ange -
schuldigte sowie ein bis drei Richtende zusammen
und der ganze Fall wird live verhandelt. 
Die Strafe ist bei gewerbsmässigem Umgang (Um -
satz über 100’000 Franken oder Gewinn über 10’000
Franken) mindestens ein Jahr Freiheitsstrafe und
kann bis 20 Jahre gehen. Dazu kann eine Busse und
eine Gewinnrückzahlung (die durchaus ruinös hoch
sein kann) kommen.

Anfechtung der Strafe
Die erstinstanzliche Strafe kann angefochten wer-
den. Ein Strafbefehl wird dann ans (Einzel-)Gericht
weitergezogen, ein Gerichtsurteil an die nächst -
höhere Instanz (meist Ober- oder Kantonsgericht).
Auch wenn die Bestrafung gleich bleibt oder gar
reduziert wird, summieren sich die Verfahrens -
kosten schnell. So kostet ein Strafbefehl rund 200
Franken, ein Einzelrichterurteil 1’000 Franken, ein
Obergerichtsurteil nochmals um die 1’000 Franken,
ein Bundesgerichtsurteil 2’000 Franken. Und der
Anwalt will auch noch Geld.

Erklärung der verwendeten Begriffe
Cannabis Lateinisch für Hanf 
Gras Getrocknete weibliche Hanfblüten
Hanf Pflanzenart, die männliche und weibliche 

Pflanzen hervorbringt und THC produziert
Hasch Harz der Hanfpflanze (gewonnen aus Gras)
Kiffen/THC-Konsum Konsum von Hasch/Gras
Kiffende/THC-Konsumierende Menschen, die 

THC-haltigen Hanf konsumieren (sei es durch 
Dampfen, Essen oder Rauchen)

THC Tetrahydrocannabinol (Hauptwirkstoff im 
Hanf – im Gras und im Hasch 5 bis über 20%)

Stadtrichter/Polizeirichter/Statthalter
Geht es um Eigenbedarf, wird meistens ein Straf -
befehl ausgestellt, ohne dass eine Gerichtsver hand -
lung angesetzt wird. Eine solche Strafe kann eine
Busse sein, eine Ordnungsbusse oder eine Verwar -
nung. Bei einem einfachen Konsumfall ist die Busse
rund 100 bis 300 Franken, dazu kommen noch die
Gebühren in etwa gleicher Höhe. 
Es kommt aller dings sehr auf die Aussagen an, die
man im Ver fahren macht. Wer wiederholt wegen
Konsums auffällt, kassiert tendenziell immer höhere
Strafen (aus ser bei den Ordnungsbussen).



Und wieso findet
man heute 
keine mehr?

Eine härtere Gangart
Dann begannen die Staats a n wal tschaften in einzel-
nen Kantonen die Läden richtig zu be kämpfen und
zogen die Schrau  be an. Unter stützt wur  den sie
dabei durch das Bun desgericht, das in einem
wegwei senden Entscheid 2001 die Verfol gung von
Hanf  blü ten stark vereinfachte.

Razzien und Razzien
Während der Razzien wurden dann vermehrt auch
Com pu ter und Ma schinen zum Verpacken des
Duft  hanf es beschlagnahmt. Aus ser dem wurden
Kon  ten sper ren angeordnet. Dann wurden Berufs -
verbote aus ge spro chen, was be deutet, dass die an -
ge klag ten Laden betreibenden nichts mehr mit Hanf
zu tun haben durften, an sons ten wurde ihnen um -
gehende Inhaftierung angedroht. Ganz renitente
La denbe sitzen de, die auch nach der x-ten Razzia
darauf be standen, einen legalen Shop zu führen
und ihrerseits die Unte rsuchungsbe hör den illegaler
Ma chen schaften bezichtigten, wurden auch mal
während meh rerer Tage bis Monate in Unter su -
chungs haft ge  setzt.
Das hatte viele Hanfbetrie be stark in Mitleiden -
schaft gezogen, etliche hör ten auf, andere gingen in
den Un tergrund. Schliesslich war die Repression –
schön ge staffelt – in allen Kantonen angekommen.
Es gibt heute keine Hanfläden mehr. Diese Schwei -
zer Spezialität ist Geschichte. Der Handel ist in den
Untergrund zurückgegangen.

Die Prozesslawine machte alles platt
Viele Prozesse gegen Hanfverkau fende haben
stattgefunden – und viele Handeltreibende sind
verurteilt worden. Dabei wurden die angeklagten
Angestell ten von Hanfläden mit ein paar Monaten
bestraft, Besitzende kleinerer Hanfläden kassierten
bis ein Jahr Freiheitsstrafe. Die jenigen, die davon
gelebt ha tten (also wegen Ge werbs mäs sigkeit
verurteilt wurden), bekamen min destens 12 Monate
Ge fäng nis. Die grösseren Handeltreibenden und
Hanf produ zierenden kamen dann auf bis zu 18

Monate Gefängnis. Diese Stra fen, die bei den aller-
meisten ja Erst strafen waren, wurden bedingt aus-
gesprochen. Das bedeutet, dass man die Strafe
nicht absitzen muss, sondern es wird zwei, drei oder
vier Jahre geschaut, ob man rückfällig wird (und
erst dann wird die Strafe vollzogen, sonst verfällt
sie). 
Einige Angeklagte haben auch unbedingte Frei -
heits strafen kas siert, meist, weil sie schon früher
be dingte Strafen erhalten hatten (wegen Hanf und
auch anderem). Gegen viele Verurteilte lief nach
dem ersten noch ein zweites, ja manchmal sogar ein
drittes und viertes Strafverfahren, weil sie auch
nach dem ersten Pro zess noch weiter ge schäfteten.
Hier waren die Strafanträge dann bei 18 bis 48
Monaten – und häufig eben unbedingt. 
Der Walliser Hanfbauer Rappaz kassierte die bishe -
rige Höchst strafe: Total muss er jetzt (nach dem
zweiten neueren Urteil) sechs Jahre und acht Mo -
nate absitzen. Dies ist also eine dieser unbedingten
Freiheitsstrafen, zu denen vor allem Wiederholungs -
täter verurteilt wurden (und natürlich weiterhin wer-
den).

Repression mit ungewollten (?) Konsequenzen
Gekifft wird weiter, verkauft wird weiter – business
as usual. Die Untersuchungsbehörden er möglichen
also ledig lich, dass wie der Cannabisprodukte ver -
kauft wer den, ohne dass Steuern bezahlt werden.
Denn niemand ist blöd und führt eine Buch haltung,
nur damit die Strafverfolgungsbehörde gleich den
ganzen Umsatz nach weisen kann und man eine hö -
here Strafe bekommt. Die Preise sind deutlich
gestiegen und die Qualität hat deutlich abgenom-
men. Dafür ist Kokain so bil  lig wie noch nie und der
Medikamentenmissbrauch zieht immer weitere
Krei  se... War das das Ziel der Repression?
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Wieso gab es
früher so viele
Hanfläden?

Die Konsumierenden brauchen die «Dealer»
Irgendwoher müssen die Konsu mierenden ja ihren
Stoff bekommen. Die meisten können sich mit
Selbstgezogenem nicht auf dem nötigen THC-Level
halten. Und es gibt sie auch, die Verkäuferinnen und
Verkäufer. 
Bis Mitte der 90er-Jahre war der Handel einerseits
auf der Gasse, andererseits im Privaten organisiert.
Es gab praktisch nur importiertes Haschisch auf
dem Schwarzmarkt. Der Grasanteil war noch sehr
tief, Indoor nur selten ein Thema.
Ab Mitte der 90er-Jahre begannen immer mehr
Menschen, vor allem Männer zwi schen 25 und 40,
Hanf läden zu eröffnen. Die einen ver kauften die
ganze Palette an Pro dukten, die die Hanfpflanze zu
bie ten hat: Kleider, Speiseöl, Papier, Katzenstreu,
ge rös tete Hanfsamen und vieles mehr.
Die meisten verkauften auch, ei nige sogar aus -
schliesslich, Hanf kraut – zum Teil mit Samen, zum
Teil in hervorragender Qualität zum Rau chen. Die
einen beschränkten sich auf Schweizer Outdoor-
Hanf, an de re boten auch Indoor-Ware an (importiert
oder auch schon in der Schweiz gezogen).

Kein Haschisch
Haschisch hingegen wurde nur von sehr wenigen in
den Läden verkauft. Beim Gras gab es früher eben
diese unklare Gesetzesformulierung «zur Betäu -
bungs mittelgewinnung», die das Gras legal und ille-
gal zugleich machte. Eine spezielle Formulierung im
Gesetz, die für Haschisch nie gegolten hat (und
heutzutage auch fürs Gras nicht mehr gilt – nun ist
alles mit mehr als 1.0% THC ein illegales Betäu -
bungsmittel).
Diese Gesetzeslücke ermöglichte die ganze Hanf -
laden-Geschichte. Hanf kraut wurde als Bade zusatz,
als Duftsäck chen, als Dekoblüten angeboten und
eben nicht «zur Betäubungs mittel ge win nung» – und
somit legal.

Unklare gesetzliche Lage
Auch die Polizei und die Unter suchungsbehörden

waren sich zunächst unschlüssig, wie sie mit dieser
speziellen Situation umgehen sollten. Also liessen
sie die Läden zunächst gewähren, schauten viel -
leicht einmal unverbindlich vorbei. Erst nach und
nach machten sie Razzien, beschlagnahmten Ma te -
rial und verhörten die Betreiber und die Ange stell -
ten.
Doch noch war alles ziemlich easy, auch nach der
ersten Razzia konnte wei ter geschäftet werden. Und
so öffnete Hanfladen um Hanfladen. Die Qualität
der Blüten steigerte sich von Jahr zu Jahr, denn
auch die Bauern merkten, dass es da ein Produkt
gab, das sie ohne jegliche Subventionen zu einem
guten Preis verkaufen konn ten.
Parallel zum Aufstieg der Hanfläden ging das
Business auf der Gasse zu Grunde. Niemand wollte
mehr den zumeist schlechten Hasch erwerben – der
Cannabisverkauf auf der Gasse brach in der Blüte -
zeit der Läden vollständig ein.

Die Läden auf dem Serviertablett
Da die Läden als legale Läden gedacht waren, be -
zahl ten sie auf dem Umsatz Meh rwert steuer und
auf den Löhnen die ganzen Sozial abgaben. Sie ver-
steuerten ihre Gewinne und führten eine Buch hal -
tung, legten also ihre Ge schäfts tätigkeit sehr offen
dar. Auch welche Mengen sie umsetzten war klar
ersichtlich – und der Staat nahm die Millionen aus
den Hanfläden gerne entgegen. Doch der glei che
Staat bestrafte dann diese Handeltreibenden, die
ei nen mindestens kurzfristig blühenden Wirt -
schafts  zweig aufgebaut hatten, massiv – und ohne
Dank für die geleisteten Millio nen beträge.
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Wie häufig werden
Handeltreibende
verzeigt?

Neue Statistik vom BFS
Seit zwei Jahren gibt nun das Bundesamt für Sta -
tistik BFS die Zahlen zur Cannabis repres sion he -
raus. 
Die neue Unterscheidung zwi schen Übertretung
und Verzeigung macht mehr Sinn – die erstere wird
mit Busse und Ge bühren (Total ein paar hundert
Franken) bestraft, während die zweite zusätzlich mit
Geld strafe/Tagessätzen oder Frei heits stra fe so wie
einem Eintrag im Strafre gis ter ge ahn det wird.

Sehr viele Vergehen werden geahndet
Die Grafik zeigt, dass über 7’000 Menschen wegen
eines Cannabis-Vergehens polizeilich erfasst wur-
den, sowohl 2009 wie auch 2010. Und wir sehen,
dass das Wachstum 2009/2010 mit 5% beachtlich
war.
Straftaten wurden gar gegen 8’000 pro Jahrgang
gezählt, auch hier mit einem Wachstum von 5%.

Übertretung oder Vergehen?
Wir können es nicht genug betonen: Wer für sich
allein Haschisch und Gras produziert, kauft, besitzt
und dann alleine oder mit Erwachsenen zusammen
konsumiert, begeht eine Übertretung. Die Strafe
dafür ist üblicherweise eine Busse in der Höhe von
ein paar hundert Franken (inkl. Gebühren). Es gibt
keinen Eintrag im Strafregister.
Wer nur schon ein halbes Gramm verschenkt, oder
mit Jugendlichen zusammen raucht, begeht ein
Vergehen. Der Strafrahmen liegt hier bei bis zu drei
Jahren Freiheitsstrafe, mit Eintrag im Strafregister.
Also: lieber ein Kilo für sich allein besitzen, als 0.1
Gramm verschenken!

Der schwere Fall
Wenn nun jemand mit seinem illegalen Tun die Ge -
sundheit vieler Menschen in Gefahr bringt (was bei
Cannabis seit 1991 laut Bundesgericht nicht mehr
möglich ist), oder als Mitglied einer Bande handelt,
oder einen grossen Umsatz (laut Bundes gericht
100’000 Fran ken) oder einen erheb lichen Gewinn

(10’000 Fran ken) erzielt, oder, und das ist eine Neu -
e rung, in oder um Ausbildungsstät ten für Jugend li -
che Betäu bungsmittelhandel be treibt, gilt das als
schwerer Fall. Hier liegt die Mindeststrafe bei einem
Jahr Freiheitsstrafe. Das kann dann bis 20 Jahre
hinaufgehen. 
Was genau Handel in «unmittelbarer Umgebung»
von Ausbildungsstätten bedeutet (ein Meter, 100
Meter?) werden die Gerichte entscheiden müssen.
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Total 1974 bis 2008: 
3’383’324 Hanfpflanzen,
also über 3 Millionen

Total 1974 bis 2008: 
428’202 Gramm 
Haschisch-Öl, 
also 428 Kilogramm

Total 1974 bis 2008: 
21’991’862 Gramm Hasch
also 22 Tonnen

Total 1974 bis 2008: 
120’149’723 Gramm Gras,
also 120 Tonnen
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Patienten, die ihre eigenen Regeln haben): Anbau -
en, herstellen, erzeugen, lagern, ver senden, beför -
dern, ein-, aus- und durchführen, veräus sern, ver -
ord nen, verschaffen, in Verkehr bringen, besitzen,
aufbewahren, erwerben, erlangen, finanzieren, die
Finan zierung vermitteln, öffentlich zum Konsum
auf fordern oder Gelegen heiten zum Erwerb oder
Kon sum bekannt geben. Selbst das Anstaltentreffen
zu diesen Tätigkeiten ist verboten.
Damit sind all diese Handlungen grundsätz lich ille-
gale Vergehen. Wenn Polizei und Justiz bei jeman-
den solche Handlungen feststellen, folgt eine Be -
stra fung (beim ersten Mal zum Beispiel 1’000
Franken Busse und 10 Tagessätze (Höhe nach Ein -
kommen, zwischen 30 und 3’000 Franken pro
Tagessatz), sowie ein Eintrag im Straf re gister. Die
Maximalhöhe der Strafe ist drei Jahre Freiheits -
strafe. (Einzig der Konsum ist hier nicht erwähnt, er
folgt weiter unten.)

Konsum ist auch verboten
[Art. 19 a 1] Der unbefugte Konsum von Betäu -
bungs  mitteln ist ebenfalls strafbar. Allerdings bleibt
die alte Regelung, dass der Konsum und die dafür
nötigen Vorberei tungs  handlungen (alle Tätigkeiten,
die wir weiter oben unter «verbotener unbefugter
Umgang» aufgeführt haben) eine Übertretung
darstel len (und nicht ein Vergehen). Die Strafe für
solche Übertretungen ist Busse (zum Beispiel 150
Franken Busse und dazu diverse Schreib-, Zustell-
und andere Gebühren, wobei die Bussen höher
werden, wenn jemand wiederholt bestraft wird –
dies ohne Eintrag im Strafregister.) 
([Art. 19 a 2.] und [Art. 19 b] siehe nächste Seite.)

Verschärfter «Jugendschutz»
[Art. 19 bis] Das Anbieten, die Abgabe und das
Zugäng lichmachen von Betäubungs mitteln an un -
ter 18-Jährige ist neu eine sehr strafbare Handlung:
Der Strafrahmen liegt bei bis zu drei Jahren
Freiheitsstrafe. Ein solches Verhalten ist also ein
Vergehen, mit allen oben erwähnten Folgen. Und
dies auch, wenn es sich nur um das Weitergeben
eines Joints handelt. Besonders der Begriff des
Anbie tens ist schwammig: Ist bereits der Konsum
von illegalen Betäubungs mit teln in Anwe sen heit
von Jugendlichen eine solche Straf tat, oder «erst»
das konkrete Weiter geben eines Joints? Hier
müssen die Ge rich te eine Klärung bringen. Ebenso
beim Zugäng lichmachen: Sind Eltern schon straf-
bar, wenn sich der Nachwuchs etwas Ille gales bei
ihnen klauen kann?
Gedacht waren diese Vorschriften natürlich gegen
die bösen Dealer. Doch treffen wird es aller Voraus -
sicht nach nicht diese, sondern andere Jugend liche
(und evtl. deren THC-konsumierende Eltern). Denn
wenn Jugend liche gemeinsam einen Joint rauchen,

geben sie natürlich illegale Betäu bungsmit tel an
unter 18-Jährige weiter – und machen sich damit
extrem strafbar. 
Sehr speziell ist in Zukunft folgende Situ a tion: Wenn
ein Jugendlicher einen Joint an ei nen Erwachsenen
weitergibt, ist die Übergabe straffrei (19 a 2). Wenn
dann dieser Erwachse ne den Joint zurückgibt,
macht er sich sehr straf bar (bis zu drei Jahre
Freiheits strafe), da er Betäubungsmittel einem
Jugend li chen wei tergibt (19 bis). Wieder sieht man,
dass unsere Parlamen tarierInnen von den rea len
Abläufen nichts verstehen – oder willent lich absur -
de Vorschrif ten ins Ge setz schreiben?

Kantonale Strafverfolgung
[Art. 28] Die Strafverfolgung bleibt Sache der Kan -
tone. Das führt zu den grossen Unter schieden in der
Bussenhöhe gegen Konsu mierende (von der Ein -
stel lung des Verfah rens, über Ordnungsbussen in
der Höhe von 50 Franken, bis zu Bussenkosten (inkl.
Nebenkosten) von gegen 1’000 Fran ken). 
Das (gesamtschweizerische) Bundesgericht lässt
den kantonalen Gerichten ex plizit gros se Freiheit
bei der Wahl und Aus ge staltung der Bestrafung.
Denn unser föde ralistisches System überlässt das
Stra fen eben primär den kantonalen Behörden.

Medizinische Verwendung?
[Art. 8 5] Hier wird die Möglichkeit definiert, dass
der Bundesrat mittels Ausnahme bewilligungen
diese eigentlich total verbotenen Substan zen zu -
lassen kann, wenn es um wissen schaft liche For -
schung, Arz nei   mittelent wick lung oder um die be -
schränk te medizinische Anwendung geht. Gerade
der letzte Punkt, die beschränkte medizi nische An -
wen dung, wird in der Neu fassung dieses Gesetzes
auf alle vier «total» verbotenen Betäu bungs mittel -
arten ausgedehnt (früher war das nur für Heroin
und LSD möglich). Damit können nun neu auch
Opium und Cannabisprodukte medizinisch ver-
wendet werden. 
Die genaue Auslegung dieser neuen Mög lichkeit
ist noch offen – es kommt da rauf an, wie viel Druck
Kranke und ihre Ärztinnen und  Ärzte machen wer -
den. Weiter wird es von der Phar ma industrie abhän-
gen, ob sie in solche Medi kamente investiert und
schliess lich vom Bundes amt für Ge sund  heits we -
sen/Swissmedic, ob es die nötigen Be wil li gun gen
restriktiv oder bereitwillig erteilt.
Zurzeit (Sommer 2011) ist es so: Arztpersonen
könn  ten Hanfmedizin verschreiben, wenn eine Indi -
ka tion gegeben wäre und und das Präparat nicht
ge raucht würde und alle Beteiligten eine Sonder -
bewilligung besitzen. Es gibt aktuell keine zuge-
lassenen Hanfmedikamente.

Das teilrevidierte
Betäubungsmittel-
gesetz BetmG

Die Abstimmenden haben am 30. November 2008
die Teilrevision des Betäubungsmittel ge setzes  an -
ge nommen. In Kraft getreten ist sie am 1. Juli 2011.

Sinn und Zweck
[Art. 1] In fünf Punkten wird der Zweck dieses
Gesetzes definiert. Als erstes verlangt das BetmG
die Förderung der Absti nenz, als zweites will es die
Verfügbarkeit von psychoaktiven Substanzen re -
geln. Da ist schon der erste Widerspruch – denn ur -
sprüng  lich wollte das Gesetz ja den Umgang mit
solchen Stoffen regeln, da wir ohne sie nicht aus -
kom men (vor allem im medizini schen Bereich – man
denke nur an eine Ope  ra tion ohne Betäu bungs -
mittel!). Ein gros ser Teil dieses Gesetzes umfasst
denn auch Vorschriften, wie  Ärzte, Apo the kerinnen,
Zahnärzte und Veterinärin nen zu den benötigten
Be täu bungs mitteln kommen und wie sie solche la -
gern müssen. Diese Teile des Betäu bungs mittel -
gesetzes behandeln wir nicht – sol che Vor schrif ten
sind ja auch nur für spezielle Berufsleute interes-
sant. 
Für alle anderen gilt eben: Der Umgang mit diesen
Stoffen ist «unbefugt» und somit illegal. Und hier ist
das Ziel die Abstinenz. 
Als drittes sollen Personen geschützt werden, als
viertes dann die öffentliche Ord nung und schliess -
lich sollen mit dem Ge setz kriminelle Handlungen
bekämpft werden. Diese drei Punkte sind natürlich
reines Wunsch denken – Betäu bungs mittel werden
ja gerade deshalb konsumiert, um sich vor Schmer -
zen zu schützen und schöne Erleb nisse zu haben.
Die Kriminalität im Dro gen  bereich wird durch die
Illega lisie rung gewisser Substanzen ge rade erst ge -
schaf fen. Die Prohibition, um die es hier letztlich
geht, ist offensichtlich gescheitert, soll aber ver-
schärft fortgesetzt werden.

4-Säulen-Prinzip
[Art. 1 a] Auf vier Säulen soll die Drogen politik
beruhen: Prävention, Therapie und Wieder ein glie -
derung, Schadenminderung und Über lebenshilfe,

sowie Kontrolle und Re pression. Nachdem die Vier-
Säulen-Poli tik ohne jegliche gesetzliche Grundlage
seit Mitte der 90er-Jahre angewendet wurde, be -
kommt sie nun eine gesetzliche Basis. 
Ein Recht auf Rausch, ein Recht, selber als mündi-
ge Person über seinen Betäubungs mittelkonsum
bestimmen zu können, sucht man in diesem Gesetz
vergebens.

Begriffe
[Art. 2] Die illegalen psychoaktiven Stoffe werden
neu in sechs Gruppen zusammen gefasst. Zunächst
führt das Gesetz die Be täu bungsmittel auf. Dies
sollen abhängig keits erzeugende Stoffe der Wir -
kungstypen Morphin, Kokain und Cannabis sein.
Dann folgen die psychotropen Stoffe: Ampheta -
mine, Barbiturate, Ben zo diazepine und Hal lu zino -
gene. Auch diese Unterscheidung ist offensichtlich
falsch. Während Ampheta mine und Kokain sehr
ähnliche Wirkungen und Pro ble me aufweisen und
in eine Kate gorie gehören würden, ist Cannabis
sicher kein Betäubungsmittel im klassischen Sin ne.
Als Stoffe werden Rohmaterialen wie Pflan zen und
Pilze bezeichnet. Dann folgen die Präparate («ver-
wendungsfertig»), die Vor läuferstoffe und die Hilfs -
chemi kalien.
[Art. 2 a] Das Eidgenössische Departement des
Innern EDI erstellt ein konkretes Ver zeichnis dieser
Stoffe. Das EDI hat jegliche Stoffe mit mehr als 1.0%
THC als Betäubungs mittel im Sinne des Gesetzes
definiert. Damit fällt die Beweisnot der Strafverfol -
gungsbehörden gegenüber Hanfpflanzen dahin.
Der spezielle Begriff «Hanfkraut zur Betäu bungs -
mittelgewinnung» ist nun Ge schichte – einzig der
THC-Gehalt einer Pflan ze oder eines Stoffes ent -
scheidet darüber, ob sie illegal sind oder nicht. Und
nicht mehr der Verwendungszweck.

Verbotene Betäubungsmittel
[Art. 8] Die Liste der verbotenen Betäu bungsmittel
umfasst vier Substanzklassen. Zunächst das Rauch -
opium, dann das Hero in, gefolgt vom LSD und nun
neu [Art. 8 d] «Betäubungsmittel des Wirkungstyps
Can na bis» (früher: «Hanf kraut zur Betäubungs -
mittel gewin nung und das Harz seiner Drü sen haare
(Haschisch)»). Hier wird also noch mals der Ver -
wendungs zweck von Hanf kraut als unerheblich
definiert – einzig die Liste des EDI entscheidet (mit
der Definition von «mehr als 1.0% THC»), ob ein
Hanfprodukt ein illegales Betäu bungsmittel ist oder
nicht. Dies ist klar eine Verein fachung der Straf -
verfo l gung, also eine Verschärfung der Repres -
sion.

Verbotener unbefugter Umgang
[Art. 19 1] So ziemlich alles ist verboten (ausser
eben für Arztpersonen und deren Pati en tinnen und
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Haben wir denn
nicht ein Recht 
zu kiffen?

Was meint unsere Bundesverfassung?
Das heute geltende Betäubungsmittelgesetz beruft
sich auf Artikel 118 unserer Bundesverfassung.
«Der Bund trifft (...) Massnahmen zum Schutz der
Gesundheit. Er erlässt Vorschriften über: den Um -
gang mit Lebensmitteln sowie Heilmitteln, Betäu -
bungs mitteln, (...), welche die Gesundheit gefährden
können.»
Hier steht ja eigentlich nichts von einem Totalverbot,
wie wir es aus dem Betäubungsmittelgesetz her
kennen. Da steht etwas von Massnahmen treffen,
Vorschriften erlassen. Und das Bundesgericht hat
bereits vor vielen Jahren (1991) festgehalten, dass
THC-Produkte nicht geeignet sind, die Gesundheit
vieler Menschen in eine naheliegende Gefahr zu
bringen. Hasch und Gras sind nun mal neben Kaffee
die harmlosesten psychoaktiven Stoffe, die die
Men schen kennen und auch seit Jahrtausenden
anwenden. Ein Totalverbot gegen solche Substan -
zen aus zusprechen ist nicht nur sachlich falsch,
sondern verstösst auch gegen weitere Grundrechte,
wie sie in unserer Verfassung geschrieben stehen.

Rechtsgleichheit
Die Rechtsgleichheit fordert:  «Rechtsetzende Be -
hör den müssen Gleiches nach Massgabe seiner
Gleich heit gleich und Ungleiches nach Massgabe
seiner Ungleichheit ungleich behandeln.»
Da Alko hol, Tabak und viele Medikamente legal
erhältlich sind und viel schlimmere Auswirkungen
zeitigen als der THC-Konsum, dürfen THC-Produkte
nicht schärfer kontrolliert werden, sondern müssten
leichter zugänglich sein.

Diskriminierungsverbot
Im Diskriminierungsverbot heisst es:  «Alle Men -
schen sind vor dem Gesetz gleich. Niemand darf
diskriminiert werden, namentlich nicht wegen (...) der
Lebensform.»
Jemand, der kifft, gefährdet niemanden anderen,
allenfalls sich selbst. Damit haben wir ein Recht
aufs Kiffen, solange wir uns anständig verhalten.

Und hier könnte die Gesellschaft ja auch eingreifen:
Sie könnte den Konsum an bestimmten Orten ver -
bie ten; den Konsum gemeinsam mit Jugendlichen
untersagen; allfällige gesellschaftliche Kosten über
eine Besteuerung eintreiben; Vorschriften über den
Verkauf erstellen. All das könnte sie regeln. Doch
einfach uns THC-Konsumierende gegenüber den
Alkohol-Konsumie renden zu diskriminieren – das
geht eigent lich nicht.

Wie kann man diese Rechte einfordern?
Man kann seine Busse wegen Kiffens bis vor Bun -
des gericht anfechten, allerdings ist dies mit Kosten
von tausenden Franken verbunden, falls man ver-
liert – und das ist die Regel. Deshalb sind die schö-
nen Rechte in unserer Bundesverfassung (wenn
man sie durch liest tönt es wirklich gut!), halt wohl
kaum das Papier wert, auf dem sie geschrieben ste-
hen. 
Doch längerfristig gesehen sind wir optimistisch:
Unsere Sicht der Dinge wird sich durchsetzen. Das
kann allerdings durchaus noch zehn oder zwanzig
Jahre dauern, denn die Drogendiskussion ist sehr
ideologisch geprägt. Wer die verschiedenen Drogen
un vor eingenommen vergleicht, sieht die möglichen
Gefährdungen, die durch THC-Konsum entstehen
können im unteren, tiefen Bereich. Alkohol verur-
sacht offensichtlich massiv grössere Probleme –
und ist trotzdem legal.
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Gibt es keine
Ausnahmen von
der Strafbarkeit?

Zwei Artikel, die Hoffnung wecken
Trotz dieses umfassenden Verbotes von THC-Pro -
dukten und THC-Konsum gibt es zwei «gute» Ar tikel
in diesem Gesetz, die das totale Verbot ein wenig
relativieren:
[Artikel 19 a) 2.]
«In leichten Fällen kann das Ver fahren eingestellt
werden oder von einer Strafe abgesehen werden. Es
kann eine Ver warnung ausgespro chen werden.» 
Dieser «kann»-Artikel wird vom Rich ter frei, nach
seinem Ermessen, ange wen det (oder auch, häufi -
ger, nicht an ge wendet).
[Artikel 19 b)]
«Wer nur eine geringfügige Menge eines Betäu -
bungs mittels für den eigenen Konsum vorbereitet
oder zur Ermöglichung des gleichzeitigen und
gemeinsa men Konsums einer Person von mehr als
18 Jahren unentgeltlich ab gibt, ist nicht strafbar.» 
Diese Vorschrift ist eigentlich zwingend. 

Das Weiterreichen des Joints: 
Achtung Jugendliche!
Wer Hasch und Gras für den gleichzeitigen Konsum
unentgeltlich abgibt (man gibt einen Joint in die
Runde oder wirft ein Piece auf, damit jemand einen
Joint baut) ist nicht strafbar, wenn es um eine
gering fügige Menge Hasch oder Gras geht («ge -
ring fügig» ist allerdings Ausle gungssache des
Gerichtes). Doch das gilt nur, wenn es sich um
Erwachsene handelt. Hat es Jugendliche dabei,
macht man sich eines Ver gehens schuldig! (Der
Konsum der einzelnen Personen kann als Über -
tretung bestraft werden.)

Die Richterinnen und Richter entscheiden
Je doch: was eine «ge ring fü gige Menge» oder ein
«leichter Fall» ist, ist ebenfalls dem Rich terer messen
über lassen. Das Stadt  richter amt der Stadt Zürich
hat diese beiden Artikel am Telefon so kommentiert: 
«Der jeweilige Richter hat zu ent scheiden, was als
leichter Fall gilt. Die Richter sind dafür ausgebildet. Es
liegt also vollständig im Richter er mes sen, was als

leichter Fall zu qualifizieren ist. Es ist nie ein leich ter
Fall gegeben, wenn etwas ge funden wird, oder
der/die Kontrol lierte zugibt, im Besitz zu sein. Also
wird (mindestens in Zürich) ein leichter Fall nur an -
genommen, wenn jemand einen Joint rauchend
erwischt wird, und glaubhaft ma chen kann, keine
wei teren verbotenen Substan zen zu be sitzen (Filzen,
evtl. Haus durch  su chung) und auch den Joint von
einem unbekannten, mysteriösen Dritten (der sich
unterdessen wie der entfernt hatte) gratis angeboten
be kommen hat. Im Falle von Kauf, oder auch nur
schon Besitz, würden eben diese Hand   lungen
bestraft.» Ob dies vom damaligen Gesetzgeber so
gedacht war, kann man bezweifeln.

Die Hoffnung wird leider nicht erfüllt
Tja, es ist also schwierig. Aber wenn man einen net-
ten Richter oder eine nette Richterin hat, kann man
vielleicht durch einen guten Eindruck mit Straf -
freiheit oder einer Verwarnung statt einer Busse
davon ziehen (siehe dazu auch Seite 7, «Verwar -
nung»). Je den falls: Wenn du aussagst (besser wäre
schweigen...), solltest du in diese Richtung aus-
sagen: einmaliger, erstmaliger Kon sum; Kleinst men -
gen; all fällige Weitergabe an mitkiffende We sen
kostenlos und niemals an unter 18-Jährige. Du
kannst dich auch auf die beiden obigen BetmG-
Artikel be rufen. Eigentlich müssen sie dir be weisen,
dass es anders ist. Dei ne Aussage ist dabei das
wichtigste Be weismittel.

Eine Lösung wäre möglich
Wenn die Richtenden in unserem Land diese beiden
Artikel 19 a) 2. und 19 b) etwas lockerer auslegen
würden und zum Beispiel alle Mengen Ha schisch
und Gras unter 100 Gramm als «leichte Fälle» bzw.
«geringfügige Mengen» anschauen würden (was sie
ja auch sind), wären 90 Prozent der Probleme ein-
fach gelöst. Doch dafür müssten die Richtenden
wohl noch intensiv wei tergebildet werden. Bis dann
bleiben diese beiden Artikel Bestimmungen, die nur
sehr selten ange wendet werden. Leider.
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Darf ich als
Kifferin/Kiffer
Auto fahren?

Kiffen und Fahrtauglichkeit
Auch das Stras sen verkehrsamt interessiert sich für
den Dro gen konsum. Bei Kon sum von har ten Dro -
gen wird der Führerausweis generell eingezogen.
Fahrausweise für Taxi oder LKW werden auch bei
blossem Hanfkonsum generell entzogen, der nor-
male PW-Ausweis sollte nicht zwingend eingezogen
werden. Die se Praxis ist aber nirgends schriftlich
festgehalten – es können sich durchaus Unter -
schiede zwischen den kantonalen Strassen ver -
kehrs äm tern ergeben. Allerdings ist auch das
Bundes gericht der Mei nung, dass gelegentlicher
Hanfkonsum für sich allein noch keinen Ausweis -
entzug rechtfertigt. Das ist nun aber nicht ein
Freipass fürs Kiffen am Steuer, sondern nur eine
Erschwernis für den Führeraus weis entzug. Das
Bun  desge richt führte in seinem Ent scheid nur aus,
dass jemand nicht automatisch als drogenkrank
(und damit fahr un tauglich) zu gelten hat, weil er
zweimal wöchentlich Ha schisch konsumiere. Und
zwei mal wöchentlich ist ja nun wirklich nicht viel.
Doch ist das Bundesgericht auch der Meinung,
dass jemand, der mit einem Joint am Lenkrad er -
wischt wird, gleich zu behandeln sei, wie jemand,
der alkoholisiert Auto fährt.

Führerausweisentzug
Wenn das Strassenverkehrsamt aus irgend einem
Grunde (z.B. Information durch die Polizei, die
jemanden beim Kiffen erwischt hat) infor miert wird,
dass jemand THC konsumiert, überlegt es sich, ob
der Be treffende mit seinem Cannabiskonsum ein
Ri siko für den Strassenverkehr dar stellt. Wenn es
zum Schluss kommt, dem sei so (z. B. weil bei der
betroffenen Person Hanfkon sum am Steuer oder
regel mässiger Konsum festgestellt wurde), dann
kann ein vorsorglicher Siche rungs entzug, also eine
Ab nah me des Fahrausweises auf unbe stimm  te Zeit,
erfolgen. Dann muss man ein psychiatrisches Gut -
achten einholen, um den Verdacht abklä ren zu las -
sen. Je nach Ausgang die ser ärztlichen Unter su -
chung be kommt man dann den Führeraus weis zu -

rück (evtl. noch mit Auf lagen), oder er bleibt ein -
gezogen. Dieses ganze Verfahren kostet jedoch
schnell über tausend Franken. Jede Beschwerde
gegen Entschei de des Strassenver kehrsamtes, die
man erhebt, braucht einen Kos tenvorschuss, wel -
cher wiederum meh rere hundert Franken betragen
kann. 

Auflagen statt Entzug
Eine Alternative des Strassenver kehrs amtes zum
sofortigen Aus weisentzug ist, den Führerausweis zu
belassen, aber mit Auflagen. So können etwa Urin -
proben verlangt werden. Auch diese tragen ihren
Teil zu den Kosten bei. Und dann ist auch emp -
fehlens wert, die gan ze Sache mit einem Anwalt
durch  zuziehen (und der kostet auch wieder). Denn
von alleine passiert nichts Gutes. Wer den Führer -
ausweis zurück oder behalten will, muss schon
einiges tun. Wenn der Anwalt dann etwas über
Verwal tungs recht weiss, und einen tat kräftig unter-
stützt, ist in vielen Fällen auch ein Erfolg möglich.
Dabei gilt es aber auch zu berücksichtigen, dass
jeder individuelle Fall mit seinen Eigenheiten (z. B.
Leumund/Vorstrafen; liegt neben dem Konsum
noch eine konkrete Verkehrsgesetzübertretung vor)
be ur teilt wird. Und häufig auch sehr subjektiv von
den beteiligten Ärz tinnen und Sachbearbeitern an -
ge schaut wird. Grundsätzlich müssen sie den Be -
schul digten die Fahrun tauglichkeit nachweisen.
Und das ist natürlich ein Prozess, der sehr von den
beteiligten Per sonen abhängt, ihren subjektiven
Ein schät zungen und ob sie miteinander auskom-
men. Wenn dem nicht so ist, kann der Beizug einer
Anwältin oft eine fairere Behandlung bewirken. 
Grundsätzlich meint das Bundes gericht, dass auch
bei einer Einnahme grösserer Cannabismengen,
wel  che geeignet sind, die Fahrfähigkeit zu beein-
trächtigen, nicht ohne weiteres auf die fehlende
Fahreignung des Betroffenen geschlossen werden
kann. Diese hängt laut Bundesge richt vielmehr
davon ab, ob man in der Lage ist, Cannabiskonsum
und Strassenverkehr ausreichend zu trennen. 
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Was misst ein
THC-Test?

Begrenzte Aussagekraft
Urintests können nicht be weisen, dass jemand be -
kifft ist. Urintests weisen lediglich Abbau pro dukte
von THC im Urin nach. Wann der eigent liche
Konsum stattgefunden hat, kann damit nicht he -
rausgefunden werden. Auch wie viel jemand gekifft
hat, ist nicht ablesbar. Es geht sogar noch weiter:
Auch Hanfbier oder Hanf speiseöl kann zu positi ven
Urin pro ben führen (es hat auch in die sen Produkten
Spu ren von THC, die die sehr empfindlichen Tests
dann aufspüren), genauso wie der Kon sum von
Hustensirup oder auch Mohnbröt chen zu positi ven
Morphinresultaten füh ren kann. Diese Tests sind
also nicht von durch schlagender Beweiskraft. 

Lange Nachweismöglichkeit
Besonders problematisch bei THC-Tests ist der Fakt,
dass THC-Ab bau produkte extrem lange (Wo chen
bis Mo nate) nach einem Kon sum noch nach -
gewiesen werden können. Das heisst also, dass die
ge testete Person schon längst wieder nüchtern ist,
der Test aber trotzdem noch positiv anzeigt. Bei
harten Drogen wie Kokain oder auch bei Alkohol ist
die Nach weiszeit viel kürzer. 
Urintests, die THC-Abbaupro dukte «ja/nein» erken-
nen können, gibt es bereits für unter 20 Franken.
Die einfachen Tests können von allen durchgeführt
werden: Etwas Urin auf den Teststreifen geben,
warten, schau en, ob es positiv oder negativ an gibt.
Meist wird zu nächst ein solcher billiger Test durch -
geführt (es gibt auch welche für Haare, Schweiss
und Speichel). Wenn dieser positiv ist, wird mit
einem teureren (Blut-)Test kontrolliert. 

Bluttests sind genauer
Die quantitativen Tests (die im Blut nach THC
forschen und die Menge THC in Nanogramm pro
Milliliter Blutplasma angeben können) müssen je -
doch in einem spezialisierten Labor durchgeführt
werden. Dies kann in privaten Dia gno se labors
gesche hen oder auch im Institut für Rechts medizin
(diese Tests werden vor Gericht speziell geschätzt).

Die Bluttests geben viel mehr Informationen preis:
Es wird nicht nur ein THC-Abbauprodukt gemessen
(wie im Urintest), sondern es können auch ein oder
zwei effektiv psychoaktive THC-Varianten bestimmt
werden. Solche Tests kosten einige hundert Fran -
ken. 

Kann man den Urin fälschen?
Während man bei Urintests manchmal schummeln
kann (man kann fremden – THC-freien – Urin mit-
bringen; man kann Mittel einnehmen, die gewisse
Tests stören können), gibt es bei Bluttests keinen
Ausweg. Übrigens sagen auch alle Testvor schrif ten,
dass die Urinausschei dung be obach tet werden
muss (also kon kret: jemand muss zusehen, wie du
ins Glas urinierst und so kontrollieren, dass der Urin
wirklich von dir ist – aber das wird nicht immer so
gehandhabt und eröffnet Mani pula tionsmög lich -
keiten). 

Ein kleiner Ausblick
Immer neue Tests drängen auf den Markt – es
scheint lukrativ zu sein, die Kontrolle der Menschen
zu er möglichen. Bald wird es Chips geben, die Can -
na  bi no ide nachweisen können – und das nicht nur
einmal, sondern immer wieder. Damit könnten die
Kosten für die Untersuchungen dramatisch sinken.
In Arbeit sind auch verschiedene neue Geräte, die
die Stoffe, die Drogen und Sprengstoff in die Luft
abgeben, aufspüren können. Das sind staubsau -
gerähnliche Geräte, mit denen man zum Beispiel
Handtaschen oder Rucksäcke auf erhöhte Werte
kontrollieren kann. Noch in Planung sind Geräte, die
ganze Korridore, in denen sich Menschen bewegen,
kontrollieren können. Dabei muss man eines sehen:
THC ist sehr einfach festzustellen...
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Was dürfen die
verschiedenen
Polizeien?

Es gibt immer mehr Polizeien
Es wird langsam unübersichtlich. Immer neue Uni -
formen können wir anschauen. Doch sind das wirk-
lich alles Polizisten? Altbekannte Polizeien sind et -
wa die Kantonspolizeien. Diese sind sozusagen das
Rückgrat der polizeilichen Verfolgung. Jeder Kanton
hat eine solche – sie sollen die geltende Rechtslage
durchsetzen. Daneben gibt es in grösseren Gemein -
den (vor allem Städten) auch die Stadt polizeien, die
häufig vor allem für den Verkehr, in grösseren Städt -
en jedoch auch für die Drogen, und damit auch das
Kiffen, zuständig sind.
Private Sicherheitsdienste, seien sie von Gemeinden
angestellt oder auch von grösseren Firmen, haben
eigentlich keine polizeiliche Befugnis – sie sind nor-
male Privatleute, wie alle. Jedoch dürfen auch Pri -
vat leute, wenn sie Men schen bei einem Vergehen
beobachten, diese fest hal ten und der Polizei über -
geben. Bei Übertretungen, wie es das Kiffen dar -
stellt, dürfen sie jedoch keine Gewalt anwenden. Sie
können allerdings die Polizei benachrichtigen und
die Kiffenden anzeigen. 

Eine echte Polizei
Die Bahnpolizei jedoch ist nicht einfach eine Privat -
polizei ohne Befugnisse, sondern es sind echte
Polizistinnen und Polizisten: Sie gehen an die Poli -
zei schule in Neuen burg, und sie werden vereidigt.
Doch sind sie im ganzen Gebiet der Schweiz ein -
setz bar, lediglich eingeschränkt auf den Raum, den
das entspre chende Bahnunternehmen hat: Bei der
SBB sind es also die ganzen Züge, Bahnhöfe und
dazugehörenden Gebiete. (Das heisst jedoch nicht,
dass dort nicht auch «normale» Polizeien aktiv wer-
den können.) Damit ist die Bahnpolizei fast so etwas
ähnliches wie eine Bundespolizei, die es in der
Schweiz ja so nicht gibt. Sie hat übrigens auch eige -
ne Protokolle für das Verhören von kiffenden Bahn -
 fahrenden. 
Während langen Jahren konnte man praktisch
ungestört in den Bahnen kiffen. Dies ist seit einiger
Zeit Geschichte – 100 neue Bahn polizistin nen wur-

den ausgebildet und auf die Kif fenden losgelas sen.
Dann haben die neu Total 250 Bahn poli zisten mit
Nulltoleranz das Kiffen in den Zügen unterbunden.
Und heutzutage ist bereits das Rau chen einer
Zigarette in den Zügen verboten.

Militärpolizei
Diese ist eigentlich nur für das Militärpersonal zu -
ständig. Doch sie patrouilliert nicht nur auf dem
Militär gelände, sondern zum Beispiel auch in Zügen
und an Bahnhöfen. Dort soll sie kontrollieren, dass
sich die Angehörigen der Armee reglementskon-
form verhalten (also etwa ihre Waffen nicht unbe -
auf  sichtigt herumliegen lassen). Sie müssen natür-
lich auch einschreiten, wenn sie Militärpersonal
beim Kiffen erwischen. Um zivile Personen sollten
sie sich eigentlich nicht kümmern – aber bei der zi -
vi len Po lizei verzeigen können sie sie immer.

Der öffentliche Grund wird immer 
strenger überwacht
Alles, was in der Öffentlichkeit geschieht, wird im -
mer strenger überwacht. Videokameras, Sicher -
heits  dienste, sogar militärische Drohnen (unbe-
mannte Kleinflugzeuge) erforschen jeden Winkel –
und entdecken immer wieder kiffende Menschen.
Der Druck wird hier weiter zunehmen. Und die
THC-Geniessenden bleiben in den enger werden-
den Ma schen hängen, wenn sie sich nicht vorse-
hen.
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Darf ich bekifft
Auto fahren?

Die Verkehrsregelnverordnung
In Kraft getreten ist die letzte Änderung am 1.
Januar 2005. In der Erklä rung zu der Änderung
heisst es unter «1.5 Betäu bungsmittelgrenzwerte»:
«Grund  sätzlich ist der Nachweis der Fahrun fä hig  keit
wegen Betäubungs- und Arzneimittel kon sums unter
An wen dung des Drei-Säulen-Prin zips zu erbringen:
Ge stützt auf die poli zei li che Fest stellung (erste Säu -
le), ärztliche Befun de (zweite Säule) und die che -
misch-toxikologi schen Analy sen  ergebnisse (drit  te
Säu l e) wird die Fahr un fähig keit gutachterlich durch
einen rechts medizi nischen Sachver stän digen fest-
gestellt. Vom Drei-Säulen-Prinzip kann abgewi chen
werden, wenn weit verbrei tete Substanzen im Spiel
sind, von denen bekannt ist, dass sie sich ne gativ auf
die Fahrfähigkeit aus wirken. Dann genügt der Nach -
weis einer dieser Sub stanzen im Blut zum Nach weis
der Fahr unfähigkeit (Null grenz wert). Es handelt sich
dabei vorerst um Heroin, Morphin, Kokain, verschie -
dene Formen von Am phetaminen (De signerdrogen)
und Cannabis.»
In der eigentlichen Verordnung steht dann, dass
«Tetrahydrocannabinol (Cannabis)» im Blut nach -
ge wiesen zur Fahrunfähigkeit führt. Wenn diese
nachgewiesen wird, ist das ein Vergehen und wird
dementsprechend bestraft, dazu kommt ein befris-
teter Ausweisentzug und anschliessend das Ver -
fah ren beim Strassenverkehrsamt (siehe Seite 35).

Der Nachweis im Blut
Wenn man nun das Blut mit modernen Me tho  den
ausmisst, kann man dort die Höhe des psycho -
aktiven THC bestimmen: Nanogramm pro Milli liter
Blutplasma bzw. Mikrogramm pro Liter Blut -
plasma. (Ähnliches beim Alkohol: Im Blut kann
man den Promillegehalt an Alkohol bestimmen.)
Aber was sagt der Wirkstoffgehalt im Blut aus?
Kann man nun von diesen Werten auf die konkrete
Bekifftheit oder Alkoholisiertheit schlies sen? Beim
Alkohol sagt der Gesetzgeber ja und meint, mehr
als 0,8 (bis 2004) oder 0,5 (ab 2005) Promille seien
für das Führen eines Fahrzeuges nicht zulässig.

Und umgekehrt heisst das, dass jemand mit 0,4
Pro mille Alkohol Auto fahren darf. Bei den illegalen
Drogen jedoch soll der Grenzwert Null sein, bzw.
die Grenze von dem, was das Messgerät gerade
noch messen kann (etwa ein Nanogramm pro
Milli liter). Mit der damals eingeführten Verordnung
genügt also schlicht das Vorhandensein einer noch
so geringen Menge von THC im Blut für die Fest -
stellung der Fahrunfähigkeit. Damit ist es viel
einfa cher geworden, die THC-Kon sumie renden zu
kriminalisieren.

Was ist im Blut enthalten?
So heisst es im Standardwerk von Iten, «Fahren
unter Drogen-/Medikamentenein fluss»:
«THC-Plasmakonzentrationen von einem Mikro -
gramm pro Liter und grösser lassen bei Gele -
genheitskonsumenten auf einen mässigen Can na -
bis konsum innerhalb der letzten vier Stunden
schliessen. Bei starken Konsumenten können solche
Konzentrationen allerdings bis zu zwei Tagen nach
dem letzten Konsum beo bachtet werden.»
Dabei hat jemand, wenn er wirklich bekifft ist,
nicht ein paar wenige Mikrogramm im Blut, son-
dern 100 oder gar hunderte von Mikrogramm.

Was bedeutet das für THC-Konsumierende? 
Wer gelegentlich kifft, sollte also vor dem Auto -
fahren optimal sechs Stunden nicht gekifft haben.
Regelmässige Kiffende hingegen sind nie fahr -
tauglich, ausser sie würden drei Tage vor dem
Autofahren aussetzen mit Kiffen. Hier sehen wir
deutlich, dass der Nullgrenzwert weit über das Ziel
hinausgeht, nur die fahruntaug lichen Kiffenden
aus dem Verkehr zu ziehen. Er verunmöglicht das
Autofahren für regelmässige THC-Konsumierende,
selbst wenn sie immer eine Nacht zwi schen Kon -
sum und Fah ren legen!
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Darf ich in 
meiner Wohnung 
kiffen?

Kiffen oder Rauchen ist kein Grund 
für eine Kündigung
Generell ist der THC-Konsum ja durch das Betäu -
bungsmittelgesetz verboten. Doch Kiffen an sich ist
noch kein Grund für eine Kündigung. 
Auch wenn eine Wohnungsverwaltung zum Beispiel
ausschliesslich nicht rauchende Menschen sucht, so
darf man nachher trotzdem in der Wohnung rau -
chen – eine Kün digung wäre unzulässig. Dies ist
mindestens bis heute die allgemeine Rechts auf -
fassung. Doch kann der Mietende für gelbe Ta pe ten
(wegen dem Rauchen) zur Kasse gebeten werden.
Dies zeigt, dass das Rauchen keine völlig übliche
Tätigkeit ist. 

Der Druck aufs Rauchen wird steigen
Es ist zu vermuten, dass generell der Druck auf das
Rauchen (das in den allermeisten Fällen mit einer
Belästigung für die anderen Mieten den verbunden
ist) zunehmen wird. Genau so, wie immer mehr
Bahnhofsteile rauchfrei wurden oder das Weg  wer -
fen von Zigarettenkippen strafbar geworden sind
(wie 2004 in Bern). Deshalb ist anzu nehmen, dass in
der Zukunft ein Rauchverbot in Woh nun gen viel -
leicht durchsetzbar werden wird. Zurzeit gilt noch
die persönliche Freiheit in Bezug auf das Rauchen –
und das gilt in Woh nun gen auch für das Kiffen.
Aller dings nur, wenn die Nachbar schaft durchs
Rau chen nicht wesentlich gestört wird.

Andere Sanktionen sind möglich
Die Verwaltung (oder die Nachbarschaft) kann na -
tür lich jederzeit eine Anzeige bei der Poli zei ma -
chen. Und nach mehreren Bussen sind die Bussen -
beträge so hoch, dass sich kaum jemand das
Weiter kiffen wird leisten können. In einem solchen
Fall gilt es, eine andere Konsumform zu wählen.
Man muss Cannabisprodukte nicht unbedingt rau -
chen. Wer solche isst oder verdampft, erzeugt keine
Emissionen – damit fällt natürlich der Stress einer
Belästigung der anderen Mietenden weg. Und so
wird es kaum eine Anzeige bei der Polizei geben.
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Darf mein Chef
mir das Kiffen 
verbieten?

Sicherheit durch Drogenabstinenz?
Urinproben werden auch im Arbeitsleben im mer
beliebter. Einige Betroffene ver weigern die Tests
und finden, ihr Urin gehe niemanden etwas an. Die -
se Haltung soll te sich durch setzen: Die Kon trolle
über die Menschen darf nicht zur lü ckenlosen
Überwachung füh   ren. Dagegen muss jeder und
jede entschieden an kämp fen. Die Nach teile des
Kämp fens sind auch klar: Sank tionen sind fast
unver meid lich, ge nau wie bei einem positiven Urin -
test (du wirst zum Bei spiel nicht ange stellt oder
fliegst von der Schule). Und so willigen die meisten
halt «freiwillig» in solche Tests ein.
Begründet werden solche Urinproben mit der
Sicherheit. So sind es vor allem Firmen aus dem
Transportgewerbe, die solche Tests durchführen.
Auch die Pharmaindustrie, die mit den Drogentests
gutes Geld verdient, testet ihr Personal gerne. Dabei
testen die einen nur die Bewerbenden für eine
Stelle, andere testen auch unregelmässig einzelne
Mitarbeitende oder auch die ganze Belegschaft.

Jobverlust
Generell sollte die Bewertung ei nes Mitarbeiters
oder einer Mitar beiterin nicht von den Vorlieben zu
bestimmten psychoaktiven Pro duk ten ab hängig
gemacht werden, sondern von seiner/ihrer konkre -
ten Leistung am Arbeitsplatz. Und wenn jemand die
Leistung erbringt, ist die Frage nach einem allfälli-
gen Drogenkonsum ja irrelevant. Sind die Leistun -
gen hingegen konkret zu beanstanden, dann
braucht es ebenfalls keinen Drogentest: Die verein-
barte Leis tung wird nicht erbracht und der Grund
dafür kann den Arbeitgebenden egal sein.
Zumal die Urintests nicht anzeigen, wie viel und
wann jemand gekifft hat, sondern lediglich, dass
irgendwann in den letzten Wochen ein solcher
Konsum stattgefunden hat. Damit mischen sich die
Arbeitgebenden in das Freizeitverhalten ihrer Ange -
stellten ein. Dies ist etwas, was auch den Daten -
schutzbeauftragten gegen den Strich geht. Auch
Hanfspeiseöl oder Mohnbrötchen können zu posi-

tiven Urintests führen, was die ganze Sache noch
sinnloser macht.

Das Testen ist im Vormarsch
Doch leider gibt es immer mehr Firmen, die mittels
Tests ihre Mitarbeiten den kontrollieren. Natürlich
nur auf illegale Substanzen. Und dazu gehören für
viele nach wie vor auch die Cannabisprodukte.
Alkoholkonsum oder der ebenfalls verbreitete Miss -
brauch verschiedener Medikamente in der Freizeit
hingegen wird in den seltensten Fällen kontrolliert –
eine grosse Unge rech tigkeit. Für die Zu kunft lässt
sich ein An steigen die ser Problematik vo   raussa gen.
In den USA werden be reits sehr viele Tests gemacht
– aller dings gibt es dort auch Fir men, die öffentlich
sagen, dass sie ihre Angestellten nicht mit Urin tests
überwa chen, sondern Dro gen konsum für eine
Privat sache hal ten. Solange die Leistung im Betrieb
stimmt. 
Generelle Drogentests verlet zen das Recht auf Pri -
vatsphäre. Das sieht auch der Schweizer Daten -
schutzbeauftragte so – unser Urin geht nur uns
etwas an. Und nicht die Arbeitgebenden. Doch
wenn man den Test verweigert, hat man natürlich
kaum Chancen, angestellt zu werden. Und in eini-
gen privaten Internaten werden sogar nur Schü -
lerinnen und Schüler aufgenommen, die sich testen
lassen – und dazu negativ sind.

Seite 38hanflegal.ch/59 hanflegal.ch/59



Darf die Versiche -
rung nach THC-
Konsum fragen?

Unterschiedliche Versicherungen
Wer eine Versicherung nach Krankenversicherungs -
ge setz KVG abschliesst (diese ist obli gato risch),
muss überhaupt keine Fragen zum Ge sund heits -
zustand oder zum Drogenkonsum beantwor ten. Die
Krankenver sicherung darf eh niemanden ablehnen.
Alle dürfen ihre Versicherung hier frei wählen
(müssen allerdings auch eine wählen) und alle
Kran ken  ver sicherungen müssen die genau glei -
chen, gesetz lich vorgeschrie benen Leistungen er -
brin gen. Ob nun jemand kifft oder nicht.
Sobald allerdings eine Zusatzversicherung abge -
schlossen werden soll, gilt hier nicht mehr das KVG,
sondern das Versicherungsvertragsgesetz VVG. Und
dieses erlaubt den Versicherungen vielfältige
Fragen zu stellen. Und je nach Antwort können sie
ein Gesuch um eine Versicherung auch ablehnen
oder Vorbehalte anbringen. Die meisten Versiche -
run gen werden übrigens nach VVG abgeschlossen
(zum Beispiel die Zusatzversicherungen zur Kran -
ken ver si cherung oder Taggeldversicherungen).

Falsche Angaben können zu Leistungs -
kürzungen führen
Wer auf die Frage «Konsumieren Sie oder haben Sie
regelmässig Alkohol oder Drogen konsumiert?» mit
Nein antwortet, darf trotzdem ab und zu gekifft
haben. Das Bundesgericht hat einem gelegentli -
chen THC-Konsumierenden Recht gegeben, der der
Meinung war, die Frage sei ja gewesen, ob er
regelmässig kiffe. Dies sei aber nicht so, er kiffe
lediglich gelegentlich. Damit kam er durch. Das
Bundesgericht meinte, die Frage der Versicherung
sei unklar gestellt. Somit musste die Taggeld ver -
sicherung zahlen.
Doch wenn die Frage konkreter ist, zum Beispiel
«Konsumieren Sie Cannabisprodukte oder haben Sie
solche konsumiert?», dann kann die Versi cherung
bei einer falschen Angabe durchaus die Leistungen
kürzen, wenn der Konsum der oder des Ver si cher -
ten be kannt wird. Und wenn man die Frage wahr -
heitsgemäss beantwortet hat, kann die Versiche -

rung den Ab schluss des Ver trages ableh nen oder
Vorbehalte anbringen, also be stimmte Leistungen
ausschlies sen.

Ausschluss von Leistungen rund um Hanf
Viele Rechtsschutzversicherungen und Haftpflicht -
versicherungen schliessen Leistungen im Zusam -
menhang mit Hanf oder Hanfprodukten aus. So
heisst es etwa auch in der Geschäfts ver sicherung
für unseren Verein Legalize it!: «Nicht versichert ist
die Haftpflicht aus dem Handel mit Hanf und Hanf -
produkten und dem Anbau von Hanf.» Da wir keine
Hanf produkte verkaufen, kann uns das zwar egal
sein. Aber es zeigt doch, dass sich die Ver sicherung
aus eventuellen Ansprüchen aus die sem Geschäfts -
feld heraushalten möch te. Solche Vorbehalte stehen
denn auch selten in den allgemeinen Vertragsbe -
din gungen, die alle Versi cher ten erhalten, sondern
werden je nach den kon kreten Umständen der Ver -
sicherungsnehmenden als spe zi elle Zusätze beige-
fügt.

Eine unsichere Zukunft
Wie weit die Rechtsprechung die Ansichten aus der
Verkehrsregelnverordnung (nach der alle mit noch
so geringen Spuren von THC im Blut fahrunfähig
sind) übernehmen wird, ist noch unklar. Es ist
zumindest denkbar, dass auch bei anderen Unfällen
(ohne Auto, aber z. B. mit Maschinen) bei einem
THC-Fund im Blut immer grobfahrlässiges Verhalten
angenommen werden wird – und so die Leistungen
gekürzt werden können (wie bei Extremsportarten
oder an de ren speziell gefährlichen und «unübli -
chen» Tätigkeiten auch).
Klar ist jedenfalls: Wenn sich die Meinung durch-
setzen sollte, dass alle mit etwas THC im Blut
generell eine gröbere Gefährdung in Kauf nehmen,
sieht die Zukunft düster aus. Denn auch wenn ein-
mal eine Legalisierung des Konsums kommen soll -
te, würden solche Probleme trotzdem bestehen
bleiben. Und könnten allenfalls über (teure) Spezial -
versicherungen gemildert werden.
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Welche Regeln
gelten fürs Kiffen
im Militär?

Ohne Hanf kein Kampf
Sehr viele Armeeangehörigen kiffen – wer bis zur
RS noch nie an einem Joint gezogen hat, lernt
Hasch oder Gras dann kennen. 
Grundsätzlich werden Verstös se gegen das Betäu -
bungsmit tel ge setz auch im Militärdienst durch die
zivilen Behörden behandelt. Es gibt aller dings eine
Ausnahme bezüglich einer geringen Menge. Dies
kann disziplinarisch durch den Einheits kom man -
danten bestraft werden. So heisst es im Art. 218 des
Mi litärstrafgesetzes: «Der Militär gerichtsbarkeit ist
auch unterworfen, wer während der Dienstzeit
unbefugt geringfügi ge Mengen von Betäubungs mit -
teln (...) vorsätz lich konsumiert oder besitzt oder zum
eigenen Konsum eine Widerhand lung gegen Artikel
19 BetmG be geht. Der Täter wird disziplinarisch
bestraft.»
Zur Definition der geringfügigen Menge hält der
Behelf Suchtmittel (Behelf 51.29 d)  in der Beilage 2
Folgendes fest:  
«Während der gesamten Militärdienstzeit ist der Kon -
sum sowie der Besitz und der Erwerb von Betäu -
bungs mitteln (...) verboten. Handelt es sich um
gering fügige Mengen, ist gegen den fehlbaren Ange -
hö rigen der Armee ein Disziplinarstrafverfahren
durchzuführen und eine Disziplinsanktion (...) aus -
zusprechen. Folgende Mengen von Betäubungs -
mitteln können noch als geringfügig betrachtet wer-
den: Cannabis-Produkte (Haschisch, Marihuana) 10
g / Halluzinogene und Designer-Drogen (z. B. LSD,
Ecstasy) 5 Stück / Heroin und andere Opiate 1 g /
Kokain und Kokain-Derivat (Crack) 1 g.»
Erstaunlich ist, dass eine Menge defi niert wurde
(zehn Gramm), die als geringfügige Men ge gilt. Dies
ist etwas, was so im BetmG nicht vorkommt. Es gibt
so viele Ver stösse gegen das Drogenverbot im
Militär (jedes Jahr mehrere hundert Fälle), dass der
Betrieb leiden würde, wenn alle Kon sumenten bei
der Polizei ver zeigt würden. Der Behelf hält denn
auch weiter fest: «Eine Entlassung aus dem Dienst
erfolgt nicht automatisch (...).» Was ja eigentlich für
uns Kiffende spricht – wir sind halt brauchbar.

Welches sind die möglichen Strafen?
Der Strafrahmen reicht von einem Verweis über eine
Disziplinarbusse (bis 500 Franken) und Ausgangs -
sperre (3 bis 15 Tage) bis zum Arrest (bis 10 Tage).
Ent scheidend für die Strafbe mes sung ist der kon -
krete Fall. Ar rest wegen blossen Konsums kann es
dabei durchaus geben.
In den Bereich der Zivil ge richts barkeit fallen die
übrigen Tathand lungen, die über die geringfügige
Menge hinausgehen – oder wenn gehandelt wurde.

Kiffen und Dienst(un)tauglichkeit
Stellungspflichtige und Ar mee angehörige mit regel -
mässigem Konsum sollen von einem Facharzt beur -
teilt werden; es wird empfohlen, sie «un tauglich» zu
er klä ren. Lie gen substanzbedingte psy chi sche Stö -
rungen vor, muss der Entscheid zwingend «un taug -
lich» sein. Im Detail: Bei regelmässi gen Kon sum
(täg  lich, seit Jahren) sollte auf Dienst un tauglich keit
ge schlos sen werden, bei regel mässigem Kon sum,
der auf die Wochenenden be schränkt ist, kann die
Diensttaug lich keit jedoch noch gege ben sein. (In -
formationen aus «Schwei zerische Ärztezeitung»,
2000-81, Nr. 10, Seite 506 ff.) Kiffen ist für eine
Untauglichkeitserklärung eine gute Grundlage.
Doch es braucht dafür meistens noch eine «gestörte
Persönlichkeitsstruktur».
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Ich bin unter 18
Jahre alt – was
gilt für mich?

Jugendstrafrecht
Viele Verzeigungen wegen Kiffens betreffen Ju -
gend liche. Wenn du noch keine 18 Jahre alt bist, ist
vieles ein wenig anders als bei den Erwachsenen.
Grundsätz lich bleibt das Verbot, wie wir es in dieser
Broschüre beschreiben, aber der Strafrahmen ist
noch offener als bei den Erwachsenen. Das heisst,
dass die Jugendanwaltschaft ein sehr grosses Er -
messen hat, wie sie eingreifen will, wenn sie erfährt,
dass Jugendliche kiffen. Sie kann sie vorladen, oder
auch schriftlich ermahnen (evtl. auch mit Spruch -
gebühren belegen). 
So erwähnte ein Winterthurer Jugendanwalt im
Tages-Anzeiger vom 26. Mai 2001: «Wir haben sehr
viele Marihu anakonsumenten – auch heute noch. (...)
Wir müssen wegen Überlastung in gewissen Fällen
keine Einvernahme mehr machen. Aber Kiffer unter
15 Jahren laden wir weiterhin vor. Nur über 15-
Jährige behandeln wir schriftlich.» Kosten würde das
dann 140 Franken. Wer allerdings auffällig ist oder
mehr mals an gezeigt wurde, wird natürlich här ter
angefasst. Und die Möglich keiten reichen von einer
Verwar nung, über Arbeitseinsätze bis zu einer be -
dingten oder unbedingten Einschliessung. (Bedingt
heisst, dass die Strafe nicht sofort vollzogen wird,
sondern während einer bestimmten Zeit, zum Bei -
spiel ein oder zwei Jahre, geschaut wird, ob der
oder die Verurteilte wieder straffällig wird – nur
dann wird die Strafe vollzogen.)

Kurse für Kiffende
In gewissen Gemeinden wird, wenn kiffende Ju -
gend liche auffallen, auch nicht sofort eine Strafe
durch die Jugendanwaltschaft verhängt, sondern
die Jugend lichen müssen Präventionskurse be -
suchen und sich mit dem Thema Sucht auseinan-
dersetzen. Bei wie derholter Auffälligkeit wird dann
eine Strafe ausgesprochen.
Und ausserdem haben die Eltern bei unter 18-
Jährigen auch noch einiges zu sagen. Üblicherwei -
se werden sie vom Jugendan walt infor miert. Auch
die Post des Jugendanwaltes ge langt natürlich zur

Elternadresse. Spätestens dann steht neben der
behördlichen Ein mischung auch noch ein Gespräch
mit den Eltern an. Diese reagieren sehr verschieden.
Während die einen Eltern selber kiffen, bricht für
andere Eltern eine ganze Welt zusammen – sie
sehen dann ihren Nachwuchs schon mit der Nadel
im Arm unter irgendeiner Brücke liegen. Diese
Gespräche mit den Eltern sind für viele Jugendliche
schwieriger als die Bestrafung durch die Jugend -
anwaltschaft.

Nicht alle Jugendlichen kommen gleich dran
Wer in der Schule gute Noten hat oder seine Leis -
tung im Lehrbetrieb bringt, hat normalerweise kaum
schwere Sanktionen zu befürchten. Wer hingegen in
der Ausbildung schlecht mitkommt oder gar noch
weitere illegale Aktivitäten entwickelt (Töffli frisie -
ren, Diebstähle), der wird natürlich härter angefasst.
Und je früher jemand erwischt wird, desto grösser
ist die Wahrscheinlichkeit, dass er oder sie immer
härtere Strafen bekommt – denn Wiederholungs -
taten können mit jedem Mal schärfer bestraft wer-
den. Es ist wirklich sehr sinnvoll, die ersten Ver -
zeigungen im Leben so weit wie möglich hi naus -
zuschieben. Denn wer bereits vor der Volljährigkeit
mehrere Bussen bekommen hat, wird ein schwieri -
ges Erwachsenen leben bekommen.

Gemeinsamer Konsum
Ein spezieller Punkt ist neu zu beachten: Wenn Ju -
gend liche unter 18 Jahren mit über 18-jährigen
zusammen kiffen, dann ist die Weitergabe des
Joints für diejenigen, die den Joint an über 18-
jährige reichen legal, für diejenigen aber, die den
Joint an unter 18-Jährige weitergeben ist es ein
Vergehen, also ein massiv illegales Verhalten.
Gedacht war diese Bestimmung wohl gegen die ach
so bösen Dealer, treffen wird sie wohl die Kon -
sumierenden, die gemeinsam mit Jugendlichen eins
rauchen und wohl auch die Jugendlichen, die mit
Jugendlichen rauchen – denn auch hier erfolgt ja
eine Weitergabe an unter 18-jährige!
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Geldwäscherei –
was bedeutet
das?

Die verbotenen Früchte dürfen nicht 
genossen werden
Die Bestimmungen zur Geldwäscherei sollen verun-
möglichen, dass illegale Gelder wieder in den
legalen Geldkreislauf zurückkehren können. Alle,
die dabei helfen, sollen bestraft werden:
«Wer eine Handlung vornimmt, die geeignet ist, die
Ermittlung der Herkunft, die Auffindung oder die
Einziehung von Vermögenswerten zu vereiteln, die,
wie er weiss oder annehmen muss, aus einem Ver -
brechen herrühren, wird mit Gefängnis oder Busse
bestraft.» 
So heisst es im Strafgesetzbuch (Artikel 305bis). Für
Konsumierende bestehen hier keine Probleme.
Doch wer mit Hasch oder Gras Handel treibt, hat
früher oder später das Problem, dass das illegale
Bargeld, das häufig aus kleinen Noten besteht,
unauffällig in den normalen Geldkreislauf zurück-
geschleust werden muss.

Wann ist eine Handlung Geldwäscherei?
Eine Einzahlung auf das persönliche Konto, so
erkannte das Bundesgericht, ist im Normalfall nicht
als Geldwäscherei zu werten, da die Gelder ja nach
wie vor aufgefunden und beschlagnahmt werden
können. Doch wer kleinere Noten in grössere wech-
selt, der macht sich der Geldwäscherei schuldig.
Dabei ist nur entscheidend, dass das Geld aus einer
illegalen Handlung stammt – der Betrag ist egal.
Wenn also eine Kioskangestellte jemandem ein
Pack Zigaretten verkauft und weiss, dass die acht
Franken aus einem kriminellen Akt stammen, dann
macht sie sich der Geldwäscherei strafbar.
Auch eine Anwaltsperson, die einen Verdächtigen
verteidigt und Geld annimmt, von dem sie an -
nehmen muss, es stamme aus einem Verbrechen,
könnte so wegen Geldwäscherei angeklagt werden.
Doch bisher sind kaum solche Bagatellfälle wie der
mit der Kioskfrau oder Fälle von Verteidigern, die
angeklagt wurden, bekannt geworden. Möglich
wären sie. Die Zukunft wird zeigen, wie weit die
Strafverfolgungsbehörden hier gehen wollen.

Anwälte wollen ihre Karriere nicht 
aufs Spiel setzen
Jedenfalls sind einige Anwälte nicht bereit, Men -
schen zu verteidigen, die ihr Geld mit grösster
Wahr scheinlichkeit nur dank illegalen Geschäften
erlangt haben, auch wenn es nur um Cannabis -
verkauf geht. Ihre Karriere ist ihnen wichtiger. In der
Praxis hat der Geldwäscherei-Artikel jedoch für die
Handeltreibenden keine überragende Be deu tung.
Die Strafen wegen der Haupthand lungen (eben
dem Verkauf von Gras oder Hasch) sind so hoch,
dass es nicht mehr auf den Tatbestand Geld wä -
scherei ankommt.
Doch das Umfeld der Täterschaft, zum Beispiel ein
Hand werker, der eine grössere Indooranlage ein-
richtet, kann mit Hilfe dieser Bestimmung kriminal-
isiert werden. Auch ein Autokauf kann natürlich als
Geld wä scherei angesehen werden. 
Generell müsste jede grössere Geldüberweisung
überprüft werden, denn es ist ja nie ausge schlos -
sen, dass ein Produkt mit illegal erwirtschafteten
Geldern bezahlt wird. Unter Aufsicht stehen zurzeit
aber vor allem die Geldinstitute (Banken, Postfi -
nance), die ihre Kundschaft genau identifizieren
und alle verdächtigen Geldbewegungen der Melde -
stelle für Geldwäscherei bekannt geben müssen.
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Wann wird 
das Kiffen 
legal?

Gescheiterte BetmG-Revision
Lange Jahre waren Fachpersonen, Kommissionen
und die eidgenössischen Räte am Diskutieren und
wollten eigentlich das geltende Betäubungsmittel -
gesetz von 1951 revidieren, das heisst ändern. Denn
alle Fachleute waren sich einig: so geht es nicht.
Doch das Vorhaben scheiterte – der Nationalrat hat
am 14. Juni 2004 mit seinem Nein zur Revision die
ganze über Jahre geleistete Arbeit den Bach hi -
nunter geschickt. Die Revision war gestorben.
Damit galt das alte Gesetz weiterhin. 

Eine Volksinitiative wurde gesammelt
Um Druck zu machen und zu zeigen, dass uns das
geltende Gesetz wirklich nicht passt, lancierte das
Komitee «Pro Jugendschutz gegen Drogen kri -
minalität» im Juli 2004 die folgende Volksinitiative:
«Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert:
Art. 105a (neu) Hanf
1. Der Konsum psychoaktiver Substanzen der Hanf -
pflanze sowie ihr Besitz und Erwerb für den Eigenbe -
darf sind straffrei.
2. Der Anbau von psychoaktivem Hanf für den Eigen -
bedarf ist straffrei.
3. Der Bund erlässt Vorschriften über Anbau, Her -
stellung, Ein- und Ausfuhr von sowie Handel mit psy-
choaktiven Substanzen der Hanfpflanze.
4. Der Bund stellt durch geeignete Massnahmen
sicher, dass dem Jugendschutz angemessen Rech -
nung getragen wird. Werbung für psychoaktive Sub -
stanzen der Hanfpflanze sowie Werbung für den
Umgang mit diesen Substanzen sind verboten.»
Leider wurde die Initiative vom Volk am 30.
November 2008 mit 63% Nein abgelehnt. Damit ist
auch dieser Versuch, die elende Hanf-Kriminalisie -
rung zu beenden, gescheitert.

Die Teilrevision war erfolgreich
Um die Vier-Säulen-Politik zu retten, wurde 2005
eine Teilrevision des BetmG auf die politische Reise
geschickt. Ebenfalls am 30. November 2008 kam
diese Vorlage zur Abstimmung. Mit 68% Ja nahmen

die Stimmenden die Teilrevision des BetmG an. Die
Ver waltung brauchte fast drei Jahre, um die Verord -
nungen dazu zu schreiben.  Am 1. Juli 2011 ist die
Teilrevision nun in Kraft getreten. 
THC und Hanf standen zwar nicht im Zentrum
dieser Teilrevision. Es könnte zwar Verbesserungen
für den medizinischen Gebrauch von THC geben
(der früher noch vollkommen verboten war), aber
die Details dazu sind noch nicht klar. Doch sonst
gab es einige Strafverschärfungen: Das Weiter -
geben eines Joints an Minderjährige zum Beispiel
kann nun sehr hart bestraft werden. Auch der
Handel in der Nähe von Ausbildungsstätten kann
schärfer angefasst werden. 
Doch grundsätzlich ist es beim Alten geblieben in
Bezug auf THC: Konsum ist verboten und stellt eine
Übertretung dar, ebenso die Vorberei tungs hand -
lungen dafür. Weitergabe ist verboten und stellt ein
Vergehen da. Verkauf ist sowieso verboten.

Ordnungsbussenmodell?
Noch am Abstimmungssonntag verbreiteten Pro Ju -
ven tute und der Lehrerverband die Idee, das St. Gal -
ler Ordnungsbussenmodell auf die ganze Schweiz
auszudehnen. Jugendliche Kiffende würden dem-
nach erfasst und abgeklärt, Erwachsene hingegen
würden eine Busse bezahlen, ohne re gistriert zu
werden. Der Vorschlag der Kommis sion für soziale
Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates SGK-
NR war bis Ende Mai 2011 in der Vernehmlassung.
Nun kommt er ins Parlament (wohl im Herbst 2011).

Es wird nicht legal
Somit müssen wir sagen: Das Kiffen wird nicht
legal. Damit es dazu kommen könnte, müsste sich
sehr viel bewegen in unserem Land. Vor allem bei
den THC-Konsumierenden. Doch dort ist kaum
Bereitschaft zu spüren, Geld und Zeit zu opfern,
damit eine Legalisierung erreicht werden könnte.
Damit geht die Repression halt weiter.
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Dürfen mir die
Eltern das Kiffen
verbieten?

Die Eltern müssen es gar nicht verbieten
Da das Kiffen eh verboten ist, müssen die Eltern es
eigentlich gar nicht noch extra verbieten. Es ist ja
schon per Gesetz illegal! Und doch gibt es regel -
mässig grosse Diskussionen zwischen den Jugend -
lichen, die gerade angefangen haben zu kiffen, und
ihren Eltern. Viele Eltern reagieren sehr bestürzt auf
die Erkenntnis, dass der eigene Nachwuchs kifft
und möchten dieses Tun unter binden. Sie können
ihren Kindern das Piece oder das Grassäcklein weg -
neh men und ihnen Strafen aufbrummen (Haus -
arrest, Multimedia-Verbot, Sack geld kürzungen).
Dagegen kann man als Jugendliche oder Jugend -
licher nichts unter nehmen.

Eltern müssen die Kinder nicht anzeigen
Eltern können ihre Kinder auch bei der Polizei an -
zeigen und so eine offizielle Bestrafung ihres Nach -
wuchses erreichen. Doch tun dies eher wenige. Und
sie müssen es auch nicht. Die meisten Eltern finden
sich halt früher oder später mit dem Konsum ab und
versuchen, das Kiffen ihrer Kinder etwas zu steuern:
daheim kif fen unterbinden; die Kinder ansprechen,
wenn sie bekifft nach Hause kommen. Es gibt
natürlich auch je länger je mehr Eltern, die selber
Erfahrungen mit dem THC-Konsum gemacht haben
oder auch aktu ell selber kiffen. Für solche Erwach -
sene ist dann das Problem, ob sie ihrem Nachwuchs
vom eigenen Gras oder Hasch abgeben sollen, oder
auch mit ihnen gemeinsam THC geniessen wollen.

Eltern sind Vorbilder
Eltern sind für ihre Kinder natürlich beim gesamten
Drogenkonsum (ob legal oder illegal) die wichtigs -
ten Vorbilder: Wer Zigaretten raucht und alle paar
Tage einen Alkoholrausch aufweist, ist sicher kein
glaubwürdiges Vorbild, wenn es um ein Verbot des
Kiffens geht. Es fällt zwar vielen Eltern schwer, aber
sie müssen sich daran gewöhnen, dass sie ihren
Kindern nicht alles verbieten bzw. vor schreiben
können. Speziell wenn die Jugendlichen älter wer-
den, tun sie sowieso das, was sie wollen – man kann

sie dann dabei begleiten und ihnen Alternativen
vorleben, aber auf den eigenen Weg lassen sich die
Jugendlichen nur selten zwingen.

Schutz vor dem Schwarzmarkt
Um ihre Sprösslinge vom Schwarzmarkt fernzuhal-
ten, ziehen immer häufiger Eltern den Hanf für ihre
Jugendlichen selber – so haben sie wenigstens
etwas Kontrolle über deren Konsum und vor allem
über die Qualität. Allerdings machen sie sich damit
strafbar. Und sollte etwas von diesem Hanf dann
über die eigenen Kinder in die Hände von deren
Schulkolleginnen und Schulkollegen gelangen,
kann es sehr heftige Reaktionen der anderen Eltern
geben (die natürlich auch wieder zur Polizei gehen
und Anzeige erstatten können). Es ist wirklich ein
schwieriges Gebiet und es gibt keine einfachen und
schönen Lösungen. Aber die jungen THC-Konsu -
mierenden auf der Gasse nach Hasch oder Gras
suchen zu lassen, ist auch nicht gut.

Achtung Strafverschärfung
Verschärfend kommt nun neu dazu, dass Weiter -
gabe an Minderjährige, wie auch nur schon die
Ermöglichung des Konsums Minderjähriger, ein
Vergehen darstellt. Gerade wenn die Eltern selber
THC konsumieren, sollten sie sehr aufpassen, dass
die Sprösslinge nicht an die Hanfvorräte herankom-
men. Aber auch wenn Eltern ihren Minder jährigen
erlauben, Hanfpflanzen für den Eigenkon sum zu
ziehen, könnte das massive strafrechtliche Konse -
quenzen haben.

Die Eltern bestimmen
Spätestens wenn die Jugendlichen volljährig ge -
wor  den sind, haben die Eltern nicht mehr viel zu
melden. Allerdings können sie, solange der Nach -
wuchs noch daheim wohnt, das Kiffen zu Hause un -
ter sagen. Dies können Eltern übrigens auch dann,
falls der Konsum generell legalisiert würde: Damit
wären trotzdem keine Eltern gezwungen, den
Qualm bei sich zu tolerieren.
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lich. Es gibt Kleinspenden (10, 20, 50, 100 Fran ken),
sowie Grossspenden (500, 1’000, 2’500, 5’000 Fran -
ken). Jeder Betrag ist willkommen und bringt
unseren Verein wie der ein Stück weiter! 

Die Organisation

Verein Legalize it!
Wir sind ein Verein mit zurzeit rund 250 Unter -
stützen den (Privatmit glieder, Firmen mit glie der und
Abon  nie  rende). Unsere Statuten können unter
www.hanflegal.ch/statu ten gelesen werden. 

Vorstand/Sekretariat
Fabian und Sven bilden den Vorstand, ver tre ten den
Verein nach aussen und schauen, dass unsere
Aktivitäten stattfinden. Unsere Sekretariatsstelle
(15%) wird von Sven ausgeführt. Dabei wird er von
Fabian und den aktiven Mit gliedern unterstützt.

Freitagstreffen
Jeden Freitag (ausser in den Sommer- und Winter -
ferien) trifft sich der Vorstand, um Versän de durch -
zuführen, die Datenbank à jour zu halten und alle
wichtigen Fragen zu klären. Mitglieder können
gerne vorbei schauen – sei es um mitzuhelfen, sei es
um unseren Verein besser kennenzulernen.

Die Themen der Freitage im Überblick
• Erster Freitag im Monat:

Finanzen oder Versand
• Zweiter Freitag im Monat:

Weiterentwicklung Wiki
• Zweitletzter Freitag im Monat:

Recherchieren, ME vorbereiten, Neues
• Letzter Freitag im Monat:

Mitgliederevent (Themen siehe links)
Interessierte Mitglieder sind hanfig willkommen.

Legalize it! – Mach mit!
Nun weisst du, was wir tun und wir fordern dich auf,
etwas zum Gelingen beizutragen!

Was tut ihr neben
dieser Rechts -
hilfe broschüre?

Der Verein Legalize it!
Unser Interesse: THC. Wir setzen uns für die THC-
Geniessenden und die vollständige Hanf  legali sie -
rung ein. 
Seit 20 Jahren be schäf tigen wir uns mit dem Kiffen,
dem Hanf, dem THC, dem Ver bot, den Gesetzen, der
Repression und vielen weiteren The men rund um
THC. 

Alles Wichtige über unseren Verein 
in zwölf Punkten
Hier findest du nun eine Aufstellung, welche Pro jek -
te wir zurzeit am Laufen haben und wie du unsere
Arbeit unterstützen oder wo du bei uns mitmachen
kannst.

Die Angebote

Magazin Legalize it!
Alle drei Monate geben wir unser Magazin Legalize
it! heraus. Zurzeit aktuell ist die 56. Ausgabe. 
Wir be rich ten über THC-Politik, THC-Recht, THC-
Wirt schaft, THC-Medizin, THC-Ge schich te. Eine äl -
te re Probenummer kann ger ne gratis bestellt wer-
den.

Mitglieder-Events
Jedes Quartal organisie ren wir einen oder zwei
Mitgliederevents und bereiten ein Thema vor, zum
Beispiel:
• Verdampfen vs. Rauchen
• Selbstversorgung
• Betäubungsmittelgesetz
• Cannabis-Markt
• THC-(Bio-)Chemie
• Prävention Repression 
• Internationales

Rechtshilfe-Broschüre
Alle paar Jahre fassen wir unsere recht  li chen Er -
kennt nisse in dieser Rechts hilfe bro schü re Shit hap-
pens zusammen. Sie kann für zwölf Franken bei uns

bezogen werden – für Mitglieder ist ein Exemplar
gra tis. Diese überarbeitete Auflage 8.1 haben wir im
Herbst 2011 herausgebracht.

Rechtsauskünfte
Mitglieder können unsere Rechtsauskünfte gratis in
Anspruch nehmen, für die anderen kosten sie 70
Fran ken pro Stunde. 
Seit 1996 befassen wir uns mit diesem wichtigen
The ma und konnten viele Infor mationen zusam -
men  tragen, die sonst nirgends zu finden sind. Da -
von profitieren jedes Jahr viele Ratsuchende.

Das Mitmachen

Mitgliedschaft Private
Die Privatmitgliedschaft kos tet 50 Franken im Jahr. 
Je des Mitglied ist stimmberechtigt an unserer  Ve -
reins  ver sammlung, erhält die aktuelle Rechtshilfe -
broschüre «Shit happens», sowie alle drei Monate
unser Ma ga zin Legalize it!, sowie gratis Rechtsaus -
künfte und darf an unse ren Mitgliederevents teil -
neh men.

Mitgliedschaft Firmen
Die Firmenmitgliedschaft kos tet 200 Fran ken im
Jahr. Die Firmenmitglieder erhalten dieselben An -
ge bote wie unsere Privat mitglieder (siehe links). 
Zusätzlich werden sie in unserer Firmenliste im
Maga zin Legalize it! wäh rend eines Jah res (vier
Ausgaben) aufgeführt.

Abonnement
Wer nicht Mitglied werden will, kann ein Abon ne -
ment für 20 Franken im Jahr lösen. 
Dafür gibt es alle drei Monate eine Ausgabe unse -
res Magazins Lega lize it!, jedoch keine gratis
Rechts beratungen und keine Teil nahme an unse ren
Mitgliederevents.

Spenden
Ohne Spenden wären unsere Aktivitäten nicht mög -
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